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Bürokratische Rationalität und gesellschaftliche Synthesis in der Konsti-
tutionsphase des so~etischen Systems ( 1) 
Die Frage nach historischer Notwendigkeit und Formationscharakter dar sowjeti-
schen Gesellschaft hat durch die politische Entwicklung im letzten Jahrzehnt zuneh-
mende Bedeutung gewonnen: ökonomische Krise und Legitimationsdefizit der ka-
pitalistischen Gesellschaften ·machen eine alternative sozialistische Perspektive zur 
politischen Notwendigkeit, wobei das „sowjetische Modell", so wenig es als eine 
Antwort für zentrale Themen der antikapitalistischen Bewegung (wie Charakter der 
Arbeit; umfassende gesellschaftliche Emanzipation und Selbstbestimmung; Neube-
stimmung der Naturaneignung etc.) darstellt, doch immer zu einer - über bloß ab-
grenzende Willensbekundung .hinausgehenden - tiefergehenden historischen Posi-
tionsbestimmung herausfordert. Zugleich kristallisiert sich in den Ländern des „Rats 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe" (RGW), vor allem seit dem Aufbruch in der CSSR 
1968, eine sozialistische Opposition heraus, die lebendiger Beweis dafür ist, daß de-
ren politisch-gesellschaftliche Strukturen an die Grenzen ihrer Integrationsfähigkeit 
stoßen, daß auch dort Alternativen gesellschaftlicher Entwicklung zur - wenngleich 
noch durch Repression niedergehaltenen - Möglichkeit heranwachsen. Umgekehrt 
aber haben sich einzelne „unterentwickelte" Länder, in denen ein weitgehend selb-
ständiger revolutionärer Umbruch vollbracht wurde, wie etwa Kuba, Angola, Viet-
nam, vor allem politisch in eine Richtung entwickelt, die mit den sich herausbil-
denden Zielprojektionen der Linken in den kapitalistischen wie den „sozialistischen" 
Industrieländern wenig gemein hat. Soll der Internationalismus von gestern nicht 
zum moralischen Kater von heute werden, will die Linke historische Identität ge-
winnen, ohne ihre Vergangenheit zu verleugnen, will sich diese Linke um die Bedin-
·gungen der Realisierung ihres Projekts einer herrschaftsfreien Gesellschaft klar wer-
den, so führt kein Weg daran 'Vorbei, die Gesellschaften „sowjetischen Typs" in 
ihr „Geschichtsbild" einzuordnen. eur Realisierung dieser Aufgabe soll mit den _fol-
genden Überlegungen (für einen Teilaspekt der Gesamtproblematik) beigetragen 
werden. 
Dieser Artikel ist im Rahmen der Vorarbeiten zu einem - von der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft geförderten - Forschungsprojekt „Industrialisierung und Stalinisierung" 
entstanden. Den Mitarbeitern/-innen dieses Projekts (insbesondere Krisztina Mänicke-
Gyöngyösi) und Wilfried Spohn sei an dieser Stelle für eine Reihe von für die Herausar-
beitung meiner Argumentation fruchtbaren Diskussionen gedankt. 
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Bürgerliche Totalitarismus-Theorie wie „eurokommunistische" Vergangenheitsbe-
wältigung (wie schließlich auch Fortschreibungen der Trotzkischen Kritik am „Ver-
rat der Revolution") kranken allesamt daran, ein verselbständigtes „politisches Sub-
system" als eigentlich aktiven Kernbereich des „stalinistischen Gesamtsystems" 
zu unterstellen, ohne noch die Etablierung dieses Systems, seine Integrationsmecha-
nismen und Entwicklungsetappen in Bezug zu setzen zu Struktur und Entwicklung 
der nachrevolutionären Gesellschaft - d.h. ohne das „Gesamtsystem" als - auch 
politisch vermittelten - sozio-ökonomischen Reproduktionszusammenhang zu be-
greifen. Daran mag soviel richtig sein, als der „Stalinismus" schwerlich unter Ab-
straktion von Partei- und Staatsapparat auch nur zu identifizieren wäre. Wenn man 
jedoch - wie z.B. Jean Elleinstein - schreibt: ,,ln der Tat entwickelte er (Stalin) 
den Sozialismus, obwohl er in despotischer Art vorging." (2), so ist die Frage nach 
dem Zusammenhang von sozioökonomischer und politischer Entwicklung ( durch 
die willkürliche Separierung eines - despotischen - politischen ,,Phänomens" und 
einer - ökonomistisch bzw. industrialistisch reduzierten - Basis) schon von vorne-
herein ausgeklammert, das „stalinsche Phänomen" wird zu einem Problem „auf der 
Ebene des Überbaus" (3). 
In diesem Punkt ist selbst die westlich~ ,,Smvjetologie" inzwischen insofern 
weiter, als sie - im Gefolge des Übergangs vom Kalten Krieg zur „friedlichen Koexi-
stenz" - in Abkehr vom statischen und politologisch bornierten „Totalitarismus-
Modell" und in Hinwendung zu modernisierungstheoretischen und sozialgeschicht-
lichen Fragestellungen eine Reihe von Versuchen vorzuweisen hat, Stalinismus als 
gesellschaftliches ,,Phänomen" zu analysieren. Während jedoch für Teilbereiche ge-
sellschaftlicher Entwicklung diese neueren Arbeiten (4) wertvolle Einsichten vermit-
teln, steht eine gesamtgesellschaftliche Interpretation des smvjetischen Entwick-
lungsprozesses - auch aus Industrialisierungs- oder Modernisierungsperspektive -
noch aus ( 5). 
Den Versuch einer politischen wie ökonomischen Gesamtinterpretation un-
ternahm Rudolf Bahro mit seiner 1977 erschienenen ,,Alternative" (6). Bahros Ar-
gumentation scheint mir in dem historischen Teil seines Werks jedoch an dem ent-
scheidenden Fehler zu kranken, daß er methodisch von einem (in Analogie zur 
,,Asiatische Produktionsweise"' entwickelten) funktionalistischen „Industrialisie-
rungs-Modell" ausgeht und die stalinistische Despotie reduziert auf die Akkumula-
tionsfunktion einer Modernisiemngs-Diktatur. Da sich hinter dieser Interpretation 
2 J. Elleinstein, ,,Geschichte des ,Stalinismus'", Westberlin 1977, S. 109 
3 Ebda.,S.197 
4 Vgl. R. C. Tucker (ed.), ,,Stalinism. Essays in Historical Interpretations", New York 
1977; Sh. Fitzpatrick (ed.), ,,Cultural Revolution in Russia, 1928 · 1931 ", Bloomington/ 
London 1978. 
5 Vgl. T. A. Jones, ,,Modernization Theory and Socialist Development", in: M: G. Field 
(ed.), ,,Social Consequences of Modernization in Communist Societies", Baltimore/Lon-
don 1976, S. 19 -49. 
6 „Die Alternative. Zur Kritik des real existierenden Sozialismus", Köln/Frankfurt 1977. 
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ein hypostasiertes Modell industriellen Wachstums in der take-off-Phase, eines 
,,nichtkapitalistischen Wegs der Industrialisierung", verbirgt, vermag auch Bahro -
obwohl er zu Recht die Bedeutung vertikaler Arbeitsteilung, außerökonomischen 
Zwangs und staatlicher Strukturen als zentrale Elemente des etablierten „Stalinis- · 
mus" benennt - weder die Möglichkeit der Durchsetzung dieses Systems zureichend 
zu erklären, noch auch die Frage tatsächlich zu beantworten, ob der „Stalinismus" 
die historisch einzig mögliche Form einer Industrialisierung des Landes darstellte, 
ob und warum andere politische Konzeptionen scheiterten bzw. - nach Bahros 
Auffassung - scheitern mußten. Und schließlich unterstellt Bahros Interpretation 
der stalinistischen Despotie ein Ausmaß ökonomischer Rationalität, das - wie ich 
noch zu zeigen versuchen werde - wenig mit der Wirklichkeit gemein hat. Selbst-
verständlich ist die Interpretation der sowjetischen Entwicklung nur ein Teilbereich 
von Bahros Analyse, deren Bedeutung mit diesen Anmerkungen nicht in Zweifelge-
zogen werden soll. Wesentlich aber ist, sich klar zu machen, daß die ,,Alternative" 
zwar wichtige Anknüpfungspunkte bietet, aber noch nicht „die" Antwort auf die 
Frage nach dem Stalinismus darstellt. 
n 
Mein eigener Ansatz beansprucht nicht, Rahmen einer gesamtgesellschaftlichen 
„Theorie des Stalinismus" zu sein, sondern ist nur ein Versuch, ausgehend von der 
Sozialstruktur der nachrevolutionären Sowjetunion und mit Hilfe der Radikalisie-
rung einiger Begrifflichkeiten und Argumentationen, die auch bisher schon in dem 
einen oder anderen Beitrag eine Rolle spielten, ein Interpretationskonzept für einen 
zentralen Aspekt der Entwicklung zum Stalinismus zu erläutern. (Für eine tatsäch-
liche Auseinandersetzung mit anderen Theorien fehlt an dieser Stelle leider der 
Raum.) 
Ausgangspunkt der folgenden Überlegungen ist die Bestimmung der sowjeti-
schen Bürokratie als jener gesellschaftlichen Schicht ( oder Klasse - s.u.), deren In-
teressenlage und Handeln auf ihrer - sich im Lauf der Zeit steigernden - Verfü-
gungsgewalt über das gesellschaftliche Mehrprodukt und der Aneignung, Verwaltung 
und Vernutzung dieses Mehrprodukts in „Form der Allgemeinheit" (7) aufbaut, le-
gitimiert als „inhaltliche" (d.h. tatsächliche) ,,Allgemeinheit" der Interessen der Ar-
beiter und der (armen) Bauernschaft. So will ich versuchen, Bürokratie in ihrer im-
mer umfassenderen Durchdringung aller gesellschaftlichen Sektoren sowohl aus der 
Dynamik ihrer Beziehung zu den verschiedenen gesellschaftlichen Klassen zu verste-
hen, wie ihre innere Struktur ausgehend von der Frage nach den Bedingungen der 
Realisierung dieser gesamtbürokratischen Aufgabe, die letztlich hinausläuft auf die 
bewußte Organisierung gesellschaftlicher Synthesis, zu analysieren. 
7 K. Marx, ,,Zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie. Kritik des Hegelschen Staats-
rechts(§§ 261 - 313)", in: Marx/Engels, ,,Werke" I, Berlin (DDR) 1970, S. 267. 
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Um die Problematik dieser Aufgabe zu verstehen, ist es sinnvoll, sich Webers 
Bestimmung der Bürokratie (8) ins Gedächtnis zu rufen. Bürokratie wird von Weber 
- idealtypisch - verstanden als Exekutivorgan der Organisierung gesellschaftlicher 
Interessen und Funktionen unter der Maxime formaler Rationalität. Diese formale· 
Rationalität der Bürokratie (verstanden als ,,kalkulatorische Rechenhaftigkeit", die 
quantifizierbare oder doch zumindest nach abstrakten Regeln formalisierbare - ihr 
selbst vorgegebene -- Organisationsziele zu optimieren sucht) hat dort, wo Weber 
das empirische Material seiner Typenbildung findet, ihren Bezugspunkt und ihr Maß 
in der ,,fiihrende(n) Rolle des Verwertung suchenden Kapitals in der Wirtschaft der 
modernen Kulturländer" (9). Trotz der Tendenz zur „Rationalisierung" aller Le-
bensbereiche und z_ur Ausweitung des Kompetenzbereichs der Bürokratie kommt 
ihr demnach eine im gesellschaftlichen Reproduktionsprozeß dienende Rolle zu. lm 
Unterschied dazu verfügt die sowjetische Bürokratie unmittelbar über die verstaat-
lichten Produktionsmittel und muß deshalb als Gesamt-Bürokratie zwangsläufig 
„materiale Rationalität" (10) in ihrem Handeln zur Geltung bringen, d.h. muß auf 
Wertungen bezogene Entscheidungen, die auf Interessen, Ideologien etc. basieren, 
die außerhalb des Horizonts formaler Rationalität stehen, treffen. Welche „werten-
den Postulate" sie ihren Entscheidungen auch immer zugrunde legen mag (und seien 
sie noch so „produktivistisch"), sie kommt um diese Postulate selbst nicht herum. 
Anders ausgedrückt: Für die Bürokratie als gesamtgesellschaftlich herrschende 
Schicht führt kein Weg am ,,Primat der Politik" vorbei - sie selbst als herrschende 
ist dieses Primat. Damit aber steht die Gesamtbürokratie vor der Aufgabe, einenge-
meinsamen Rationalitätsbezugspunkt zu finden. Sie kann diesen Bezugspunkt 
„nach außen" verlagernJ indem sie den Marktmechanismus simuliert, aber auch das 
ist eine - widerrufbare - politische Entscheidung. Sie kann verschiedene Rationali-
tätsbezugspunkte nebeneinander koexistieren lassen - eventuell um den Preis ver-
ringerter Gesamtrationalität und vor allem unter dem Zwang, Regelungsmechanis-
men und gemeinsame Maßstäbe an den Konfliktstellen zu institutionalisieren. Oder 
eine bürokratische Fraktion kann ikre Rationalität zur herrschenden erheben, an 
der sich - im Zweifelsfall - sämtliche Bürokratiesektoren orientieren. Alle diese 
Möglichkeiten wurden in der sowjetischen Entwicklung durchgespielt. 
Der Rationalitätskonflikt, in den sich eine - die unmittelbaren Produzenten 
ökonomisch und politisch expropriierende - Bürokratie notwendig begibt, trägt in 
sich bereits den Keim zur Spaltung, zur sozialen und politischen Differenzierung der 
Bürokratie in - wie dies Konrad/Szelenyi ausdrückten (11) - Spezialisten des „te-
los" und der „techne", Fachintelligenz und Produzenten gesamtgesellschaftlicher 
Interpretationsmuster und Ziele. Diese Charakterisierung kann übernommen wer-
den, wenn eben in die begriffliche Bestimmung aufgenommen wird, daß es sich bei 
8 Vgl. M. Weber, ,,Wirtschaft und Gesellschaft. Grundriß der verstehenden Soziologie", 
5. Aufl., Tübingen 1976, S. 124 -130, 551 - 579,825 - 837. 
9 M. Weber, ,,Die ,Objektivität' sozialwissenschaftlicher und soziolpolitischer Erkenntnis", 
in: ders., ,,Gesammelte Aufsätze zur Wissenschaftslehre", 4. Aufl., Tübingen 1973, S. 164. 
10 Vgl. Weber, ,,Wirtschaft und Gesellschaft", a.a.0., S. 44. 
11 G. Konrid/I. Szelenyi, ,,Die Intelligenz auf dem Weg zur Klassenmacht", Frankfurt/M. 
1978. 
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der Differenz zwischen beiden Funktionsgruppen nicht nur um eine Art gesellschaft-
licher Arbeitsteilung in „Rezeptemacher" und ,,Rezepteanwender" handelt ( die in 
jeder Gesellschaft, die über einen relevanten Sektor intellektueller Arbeit verfügt, 
anzutreffen ist), sondern auf Basis des ,,Primats der Politik" um einen strukturellen 
gesellschaftlichen Gegensatz, der - wie zu zeigen sein wird - das Spezifische der 
Bürckratie so"-':ietischen Typs ausmacht. 
Die einzelnen Fraktionen der Bürokratie sollen im folgenden bestimmt wer-
den aufgrund ihrer Stellung in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung, ihrer sich dar-
aus ergebenden funktionsspezifischen Handlungsorientierung ( vermittelt über gesell-
schaftlichen Zwang zu entsprechendem Rollenverhalten) und - anknüpfend an Lu-
kacs' Begriff des IGassenbewußtseins (12) - ihrer sich daraus ergebenden Fähigkeit 
bzw. Unfähigkeit zu gesellschaftlichen Synthesis. D.h. der objektiven Möglichkeit, 
aus ihren Interessen und Handlungsorientierungen ein Projekt gesamtgesellschaft-
licher Arbeitsteilung abzuleiten. 
Anmerkung: In der theoretisch fundamentalen Frage, ob die sowjetische Bürokratie als „Schicht" 
oder als „Klasse" zu betrachten ist, werde ich mich im folgenden nicht „festlegen". Dies bedarf 
der Erläuterung: Geht man allein von der Struktur des gesellschaftlichen Reproduktionsprozes-
ses aus, dem Modus der Erzeugung und Aneignung des Mehrprodukts, so wäre meines Erachtens 
die sowjetische Bürokratie mit dem Übergang zum „Kriegskommunismus" als herrschende Klas-
se zu bestimmen. Ich ziehe diese Konsequenz jedoch aus zwei Gründen nicht: Erstens weil es 
sich in der Frühphase der sowjetischen Entwicklung noch um einen unabgeschlossenen Prozeß 
der Etablierung der Bürokratie handelt, in dem andere Entwicklungsalternativen noch denkbar 
gewesen wären. Zweitens, weil sich - wie ich zeigen will - die Beziehung zwischen der innerbü-
rokratisch dominierenden Partei und der Arbeiterklasse in dieser Periode nicht auf ein politisch 
abgesichertes Ausbeutungsverhältnis reduzieren läßt Und schließlich, weil als Folge feh-
lender Differenzierung in diesen beiden Punkten der „stalinscbe Bruch" in den 30er Jah-
ren in seiner klassenpolitischen Bedeutung verschleiert, wenn nicht überhaupt unverständlich 
würde. Es kommt aber bei der Analyse der sowjetischen Frühgeschichte gerade darauf an, nicht 
das Resultat des Prozesses vorschnell zu postulieren, sondern die Konstitutionsmomente des in 
der Tat historisch neuen Herrschaftssystems herauszuarbeiten. 
Soweit - in der gebotenen Kürze - der allgemeine interpretatorische Rahmen der 
folgenden empirischen Darstellung. Als Zwischenschritt will ich versuchen, jene Teil-
sektoren der sowjetischen Bürokratie, die in der Leitung des gesellschaftlichen Re-
produktionsprozesses zentrale Positionen einnahmen ( die technische Intelligenz, die 
Verwaltuugsintelligenz und die Partei) näher zu bestimmen. Soweit dabei auf empi-
rische Tatbestände Bezug genommen wird, handelt es sich um die Periode nach der 
12 Vgl. G. Lukacs, ,,Klassenbewußtsein", in: ders., ,,Geschichte und Klassenbewußtsein. 
Studien über marxistische Dialektik", Berlin 1923, S. 62: ,,Die Beziehung auf die kon-
krete Totalität und die aus ihr folgenden dialektischen Bestin1mungen weisen über die-
se bloße Beschreibung hinaus und ergeben die Kategorie der objektiven Möglichkeit. In-
dem das Bewußtsein auf das Ganze der Gesellschaft bezogen wird, werden jene Gedan-
ken, Empfindungen usw. erkannt, die die Menschen in einer bestimmten Lebenslage ha-
ben würden, wenn sie diese Lage, die sich aus ihr heraus ergebenden Interessen sowohl 
in bezug auf das unmittelbare Handeln wie auf den - diesen Interessen gemäßen - Auf-
bau der ganzen Gesellschaft vollkommen zu erfassen fähig wären; die Gedanken usw. al-
so, die ihrer objektiven Lage angemessen sind." 
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ersten Konsolidierungsphase und vor Beginn des Stalinismus, d.h. um die Periode 
der „Neuen ökonomischen Politik" (NEP). . 
Die Verwaltungsintelligenz organisiert den gesellschaftlichen Repro<'luktions-
prozeß, dessen Ziele ihr de jure ( durch den Sowjetkongreß bzw. - extra legem -
die Partei) vorgegeben werden, wobei sie jedoch (gemeinsam mit-der technischen 
bzw. der technisch-wissenschaftlichen Intelligenz) durch Entscheidungsvorbereitung 
auch auf die Zielsetzung bedeutenden Einfluß nimmt. Von dies.er Intelligenzschicht 
werden sämtliche Etappen des Reproduktionsprozesses (wenn auch nicht ausschließ-
lich) reguliert: von der Konkretisierung der ersten Planentwürfe über das bargaining 
zwischen zentralen Verwaltungsbehörden und den Leitungen von Syndikaten (Ein-
kaufs- unci Verkaufsvereinigungen), Trusts und Betrieben bis zur Mittelvergabe, die 
Kontrolle über die Planerfüllung und die Prämiierung. Für ihre Tätigkeit werden ihre 
Mitglieder mit Einkommen entlohnt, die selbst bei den unteren Verwaltungskadern 
in der ,Regel erheblich über den durchschnittlichen Arbeiterlöhnen oder gar den 
bäuerlichen Einkommen liegen. 
Ihre funktionsspezifische Handlungsrationalität läßt sich wenigstens zu Teilen 
in den Kategorien der Weberschen Bürokratie-Soziologie beschreiben: ihre Mitglie-
der genießen nicht als Personen, sondern durch Qualifikation und Amt erworbene 
Autorität, stehen in einer arbeitsteilig strukturierten und nach Kompetenzen gestaf-
felten Amtshierarchie, unterliegen einer Amtspflicht und fixierten Regeln des büro-
kratischen Verkehrs, schätzen die Regelhaftigkeit und Kontinuität administrativen 
Handelns, sind gewohnt, nicht nach materialer, sondern nach formaler Rationalität 
vorzugehen und betonen die schriftliche, aktenmäßige Kommunikationsform bis 
zum Überdruß. Allerdings dürfen die Gemeinsamkeiten dieser Bürokratie mit dem 
Weberschen Idealtypus auch nicht übertrieben werden: wo er Streben nach Effi-
zienz und Flexibilität und nach Rationalisierung der gesellschaftlichen und innerbü-
rokratischen Beziehungen setzt, achtet diese Bürokratie auf möglichst doppelte und 
dreifache Bearbeitung aller „Vorgänge", um so den Mangel an „Stabilität an Zu-
kunftserwartung" durch die Diffusion von Verantwortung zu kompensieren; statt 
Regelhaftigkeit und Unparteilichkeit gibt es Einflußbereiche, herrscht das Bestreben, 
im Aushandeln der Pläne etc. für die eigene Behörde möglichst viel herauszuholen 
und (vor allem gegen Ende der NEP) ,,Sicherheitspolster" zu schaffen; statt strenger 
und loyaler Amtstreue kann bei keinem Dekret und keiner Verordnung davon aus-
gegangen werden, daß es auf unterer Ebene auch tatsächlich befolgt wird. 
Stellt man die Frage, ob dieser bürokratische Sektor aus seiner Rationalität 
heraus zu einer eigenständigen gesellschaftlichen Synthesis in der Lage gewesen wä-
re, so läßt sich eine negative Antwort-schon mit Max Weber begründen: 
„Nicht, daß diese (die Funktionäre der öffentlichen Verwaltung - WS) keine ,Politik' machen 
würden. Doch ihre Politik folgt Pfründnerinteressen, und sie führt damit zum Immobilismus und 
zur Befestigung des Status qua. Wie einst die Politik der chinesischen Mandarine, dient die der 
modernen patentierten Mandarine nicht vernünftiger Weltbeherrschung, sondern blinder Weltan-
passung. Das muß nicht heißen, daß es den Menschen dabei md.teriell schlecht ginge. Doch alles 
ideelle Hinausgreifen über das Gegebene wäre verpönt und würde im Keim erstickt." (14) 
14 W. Schluchter, ,,Aspekte bürokratischer Herrschaft", München 1972, S. 116 f. 
138 
Hinzu kam das spezifisch russische „cinovnicestvo", ressortegoistisches Beamten-
denken, das direkt an Traditionen der patrimonialen Ministerialbürokratie zaristi-
scher Zeit anknüpfen konnte ( 15), und das k(,in einheitliches (Standes- bzw.) Schicht-
Interesse als Orientierung gesamtgesellschaftlich prägenden Handelns zuließ. 
Die technische bzw. technisch-wissenschaftliche Intelligenz ( die „Spezialisten" 
im eigentlichen Sinne des Wortes), die in den Beraterstäben der einzelnen Behörden, 
in wissenschaftlichen Forschungsinstituten und in den Produktionseinheiten selbst 
tätig war, spielte vor allem im unmittelbaren Produktionsprozeß und in der Projek-
tierung neuer Vorhaben ( d.h. der produktiven Allokation des Mehrprodukts) eine 
bedeutende Rolle. ln der laufenden (Re-)Produktion war sie einerseits Objekt des 
Verwaltungshandelns der Wirtschaftsbehörden, andererseits trug sie - auf betriebli-
cher Ebene - die Hauptlast der Vermittlung der Produktionsbeziehung zwischen 
Staat und Arbeiterschaft. Sie organisierte den Produktionsprozeß, setzte (in den 
20er Jahren noch in Auseinandersetzung mit den Gewerkschaftsorganen) die „wis-
senschaftlichen Arbeitsnormen" fest und war für den kontinuierlichen Produktions-
ablauf verantwortlich. An Rationalität und Effizienz dieses Produktionsprozesses, 
an seinem von „äußeren" Störungen (auch durch die Wirtschaftsbehörden) freien 
Funktionieren orientiert sich diese Intelligenz. Standardformel zur Beschreibung ih-
rer Tätigkeit ist ihr - in den 20er Jahren - die „Liebe zur Sache". Soweit diese 
Spezialisten eine über den jeweiligen Produktionsprozeß hinauszielende, gesamtge-
sellschaftliche Orientierung entwickelten, läßt sie sich - mit Azrael (16) - in der 
Argumentation zusammenfassen, 
daß der beste und wahrscheinlich einzige Weg zur Realisierung liberaler oder sozialistischer (im 
Sinne der Menschewiki ~ WS) Ziele in Rußland, die Stabilität der bolschewistischen Macht vor-
ausgesetzt, war, alles Mögliche zu tun, um die ökonomische Entwicklung zu fördern. Eine solche 
Entwicklung würde unvermeidlich soziale und kulturelle Wandlungen von einer Art hervorbrin-
gen, die den revolutionären Bolschewism_us historisch obsol~!. machen würde ~n~ seine Trans~or-
mation in oder seine Ersetzung durch em ,angemesseneres Uberales oder sozialistisches Regm1e 
garantieren würde." 
Diese scheinbare Harmonie in der aktuellen Interessenlage darf nicht darüber hin-
wegtäuschen, daß in der Orientierung dieser Spezialisten auf ökonomisches Wachs-
tum ein kritischer Maßstab zur Beurteilung der Parteipolitik enthalten war und daß 
es sich hier um eine Ausweitung fachspezifischer Rationalitätskriterien auf die ge-
samtgesellschaftliche Entwicklung handelte, die in höchst einflußreichen Kreisen 
der wissenschaftlich-technischen Intelligenz ( wie in der Wissenschaftlich-Technischen 
Verwaltung des Obersten Volkswirtschaftsrates der UdSSR oder der Allunions-V~r-
einigung der Ingenieure) bis zur offenen Forderung nach der Priorität „wissenschaft-
licher" Kriterien in der entwicklungspolitischen Entscheidungsfindung vorangetrie-
ben wurde (17). Zugleich verbarg sich hierin, soweit die politische Bürokratie - sei 
es aufgrund ihrer Stellung in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung, sei es aufgrund 
15 Vgl. M. Weber, a.a.O. S. 573,621 ff.; Konrad/Szelenyi, a.a.O., S. 146 f., 178 ff. 
16 J. R. Azrael, ,,Managerial Power and Soviet Politics", Cambridge/Mass. 1966, S. 38. 
17 Vgl. K. E. Bales, ,,Technology and Society under Lenin and Stalin. Origins of the So-
viet Technical Intelligentsia, 1917 - 1941 ", Princeton N. J. 1978, S. 95 - 121. 
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ihrer spezifischen Interessenlage - andere Ziele als ökonomisches Wachstum verfolg-
te bzw. im Sinne dieser Wachstumsperspektive „irrational" handelte, ein fundamen-
taler Zielkonflikt (18). Ein Zielkonflikt, der schon in den 20er Jahren vereinzelt in 
offener K,ritik technischer Spezialisten an „bürokratischer Mißwirtschaft" zum Aus-
druck kam. 
Die Möglichkeit dieses Konflikts - und auch die faktisch vorgetragene Forde-
rung nach „wissenschaftlicher" Zielbestimmung - besagt allerdings keineswegs, daß 
diese Spezialisten von ihrer funktionsspezifischen Handlungsorientierung her in der 
Lage gewesen wären, vermittels „technischer Rationalität" auf die gesamtgesellschaft-
lich anstehenden Probleme der nachrevolutionären Sowjetunion eine Antwort zu 
finden. Auch die großartigsten technischen Projekte konnten nicht jene prinzipielle 
Schranke technischer Rationalität überwinden: daß sie Rationalität des Mitteleinsat-
zes und ihr der Zweck ihres Tuns äußerlich ist. Jenseits dieser Schranke aber waren 
die Mitglieder der technischen Intelligenz ebenso politische Forderungen aufstellen-
de Sowjet-Bürger wie andere Schichten und Korporationen der Gesellschaft. Ihr spe-
zifisches Gewicht war auf dieser Ebene ( vor allem infolge des geringen lndustrialisie-
rungsgrades) nicht nur relativ schwach, sondern sie hatten auch - schließt man von 
ihrer Stellung im (Re-)Produktionsprozeß auf ihre Interessenlage - gesamtgesell-
schaftlich wenig anzubieten: die Ausweitung des Sektors industrieller Arbeit, die 
Aufrechterhaltung der betrieblichen Hierarchie, die Sicherung ihrer materirllen Pri-
vilegien, all dies waren Ziele, aus denen sich - zumindest in dem bäuerlichen Ruß-
land der 20er Jahre - kein Projekt gesamtgesellschaftlicher Organisation ableiten 
ließ. Allenfalls ließe sich sagen, daß der scheinbaren Zweck-Freiheit der technischen 
Rationalität, die - als Ausdruck des „Verwertung suchenden Kapitals" - ,,ökono-
mische Effizienz" als obersten Zweck schon voraussetzt, stärker über den Markt ver-
mittelte Produktionsbeziehungen und Allokationsentscheidungen eher entsprochen 
hätten (da hier „Sachzwänge" scheinbar rein zur Geltung kommen), als der perma-
nente Konflikt zwischen formaler Rationalität (als Domäne der technischen Intelli-
genz) und materialer Rationalität, wie er in einer Planwirtschaft unvermeidlich ist. 
Hinsichtlich der, ausgehend von der funktionsspezifischen Handlungsorientie-
rung gestellten, Frage nach der Fähigkeit zu gesellschaftlicher Synthesis, läßt sich 
für Verwaltungsintelligenz wie technische Intelligenz festhalten, daß sich diese Funk-
tionsgruppen primär an formalen Rationalitätspostulaten orientierten bzw. ihrer 
Stellung in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung nach, der sich daraus ergebenden 
Rollenzuschreibung und der Legitimation ihrer Position und ihres Tuns zu orientie-
ren IJ_atten, die weder per se noch nach den hinter ihnen stehenden Interessenlagen 
gesellschaftlich verallgemeinerungsfähig waren. Von diesen Funktionsgruppen her 
läßt sich ~ anders ausgedrückt - auch bei Abstraktion von den realen gesellschaftli-
chen Kräfteverhältnissen ( dazu s. u.) kein die Totalität der Gesellschaft umfassendes 
Projekt gesellschaftlicher Organisation entfalten. 
18 Um noch einmal mit Weber zu argumentieren: Er hatte (was sich im übrigen direkt aus 
der Unterscheidung von materialer und formaler Rationalität ergibt) darauf hingewiesen, 
daß der gute Beamte, im Unterschied zum Politiker, die Treue zur Institution.über die 
Treue zur Sache stellen muß. Vgl. Weber, a.a.O., S. 833. 
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Die spezifische institutionelle Stellung der Partei läßt sich mit einem Trotzki-
Zitat aus dem Jahre 1920 zusammenfassen: 
,,In den Händen der Partei wird die allgemeine Leitung konzentriert. Sie regiert nicht unmittel-
bar, weil ihr Apparat nicht darauf eingestellt ist. Aber ihr steht das entscheidende Wort in allen 
grundlegenden Fragen zu. Noch mehr, - unsere Praxis hat dazu geführt, daß überhaupt in allen 
Streitfragen, bei Konflikten zwischen den Behörden und persönlichen Konflikten in den Behör-
den das letzte Wort dem Zentralkomitee der Partei gehört. ( ... ) Ein solches Regime ist nur 
möglich, wenn die Autorität der Partei unwidersprochen und ihre Disziplin tadellos ist." (19) 
Als Grundcharakteristika der Stellung der Partei werden hier genannt: daß die Par-
tei nicht Teil des Verwaltungsapparates ist, ihm gegenüber vielmehr die „allgemeine 
Leitung" wahrnimmt, die Setzung der materialen Rationalitätspostulate ( die Ent-
scheidung „grundlegender Fragen"), und daß sie die Instanz zur Konfliktregelung 
ist, d.h. die eigentlich politische Instanz im gesamtinstitutionellen Gefüge, da in ihr 
bzw. über sie der Interessenäusghch und die Entscheidung zwischen unterschiedli-
chen Konzeptionen, Gesichtspunkten etc. stattfindet. Eingangs wurde versucht, das 
Dilemma einer herrschenden Bürokratie in dem Gegensatz von formaler und mate-
rialer Rationalität zu fassen. Die spezifische Stellung der Partei in der Gesamtbüro-
kratie macht es nun gerade aus, als besonderter Teil dieser Bürokratie sich auf die 
materiale Rationalität zu „spezialisieren". Daß sie inner bürokratisch und gesamtge-
sellschaftlich die notwendige Dominanz inne hat, um diese Funktion auszufüllen, 
und daß sie über eine entsprechende innere Kohärenz und Distanz zu den Teilbüro-
kratien verfügt, um mehr zu sein als institutionelle Verdoppelung der bürokratischen 
Interessenfronten, kann zum Teil nur historisch erklärt werden. An dieser Stelle soll 
nur der unterschiedliche Charakter der Partei im Vergleich zu den anderen bürokra-
tischen Teilsektoren erläutert und auf den zentralen Stellenwert der Ideologie für 
diese Position eingegangen werden. · 
Selbstverständlich genügt es, um gesellschaftlichen Zusammenhalt ( der sich in 
kapitalistischen Gesellschaften naturwüchsig über den Markt konstituiert) zu stiften, 
nicht, irgendwelche materialen Postulate als gesamtgesellschaftlich verbindlich zu 
proklamieren. Vielmehr kommt es entscheidend darauf an, ob diese Postulate in ei-
nem gesellschaftlichen Entwurf verankert sind, der den verschiedenen gesellschaftli-
chen Sektoren eine kohärente Perspektive zu geben vermag und der Interessen zum 
Ausdruck bringt, die sozioökonomisch, kulturell und politisch so stark verwurzelt 
sind, daß sie sich auch gegen anders geartete gesellschaftliche Teilinteressen durch-
zusetzen vermögen. Beiden Forderungen genügte der Marxismus als Leninismus in 
hervorragender Weise: gernde in der unmittelbar nachrevolutionären Situation war 
er ein exzellentes Instrument, um der freigesetzten revolutionären Energie eine Stoß-
richtung zu geben, die verschiedenen gesellschaftlichen Umwälzungsprozesse zusam-
menzubinden, ihnen einen ihre jeweilige Bedeutung transzendieren Sinn zu verlei-
hen und sie damit selbst wieder - rückwirkend - in ihrer Qualität so zu verändern, 
daß sie Teil im großen Aufbauprozeß wurden. ln diesem Sinne könnte man sagen, 
daß das Programm die Partei schuf und nicht umgekehrt. Diese Ideologie wurde ge-
tragen von einer Korporation eines ganz spezifischen Typus von Funktionären: 
19 L. Trotzki, ,,Terrorismus und Kommunismus. Anti-Kautsky", Hamburg 1920, S. 87. 
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Menschen, die auf Basis politischer Loyalität gegenüber der Parteiführung, ihrer Fä-
higkeit zu synthetischem Denken und/oder ihrer organisatorischen Qualiffkation 
aufgestiegen waren und deren spezifische Fertigkeit in „Anleitung" bestand. Von 
den anderen Bürokratiesektoren unterschied sie sich aber nicht nur durch ihre Koop-
tationskriterien, sondern vor allem auch durch ein spezifisches Verhältnis zur Arbei-
terklasse, der entscheidenden hegemonialen Kraft der Revolutionen des Jahres 1917, 
das zum einen darin bestand, daß sie sich - aufgrund ihrer Zusammensetzung und 
der Herkunft eines großen Teils ihrer Kader - als Teil dieser Klasse präsentieren 
konnte und daß ihre Programmatik es ihr gestattete, auf zwei Klavieren zugleich zu 
spielen: sich als Verkörperung der Gesamt- und langfristigen Interessen des Proleta-
riats auszugeben und aktuell als selbständige Korporation zu agieren, die keiner Kon-
trolle durch die wirkliche Klasse unterlag (20). 
Die Partei gab als ideologische und organisatorische „Elite" gesamtgesellschaft-
lich verbindlich lnterpretationsmuster ,Normen und Orientierungen vor und sicherte 
- in begrenztem Rahmen - auch den organisatorischen gesellschaftlichen Zusam-
menhalt. Solange sich aus der Rationalität der einzelnen Fachbürokratien - wenn 
überhaupt - nur gesellschaftliche Synthesis über den Markt ableiten ließ ( was aus ver-
schiedenen Gründen zumindest für die Arbeiterklasse und Teile der Bürokratie selbst 
keine akzeptable Lösung war) und solange keine Vergesellschaftung „von unten" 
möglich war und/oder eine solche Vergesellschaftupg ihren potentiellen Trägern wie 
deren Führungen als unmöglich erschien, solange wuchs diese „Vergesellschaftung 
von oben" der Partei fast von selbst zu. Deshalb konnte es geschichtsmächtig wer-
den, daß dieser Anspruch und diese Perspektive in der Parteiideologie als Bestim-
mung des Verhältnisses zur Arbeiterklasse ( als deren bewußtesten und führenden 
Teil sich die Partei verstand) wie zur Gesamtgesellschaft, speziell zur Bauernschaft 
( als „Diktatur des Proletariats" vermittels der Partei) entweder von Anfang an ent-
halten ~ar oder sich ohne große Schwierigkeiten in sie integrieren ließ. 
ln dieser Argumentation sind in die funktionale Bestimmung der Partei bereits 
stark historisch spezifische Bedingungen eingegangen. An allgemeinen Bestimmun-
gen ist an dieser Stelle festzuhalten, daß die Partei als Teil der Bürokratie in der Wahr-
nehmung teleologischer Funktionen eine besonderte Position einnimmt und daß 
dies aufbaut auf dem spezifischen Verhältnis der Partei zur Arbeiterklasse und auf 
der gesellschaftlichen Verallgemeinerungsfähigkeit der Parteirationalität. 
Wurde bisher versucht, konstitutive Elemente des nachrevolutionären Herr-
schaftssystems wesentlich funktional zu bestimmen, so soli im folgenden Abschnitt 
zweierlei geleistet werden: die Genesis dessen, was im Resultat als funktional e!"-
scheint, nachzuvollziehen und dieses Interpretationsmodell an einzelnen Phasen der 
20 Ebda., S. 89: ,,Die Kautskyaner beschuldigen die Sowjetmacht, die Diktatur eines ,Teils' 
der Arbeiterklasse zu sein. ,Wenn die Diktatur', sagen sie, ,wenigstens von der ganzen 
Klasse durchgeführt würde'. Es ist nicht leicht zu begreifen, was sie sich darunter eigent-
lich vorstellen. Die Diktatur des Proletariats bedeutet ihrem innersten Wesen nach dif 'un-
mittelbare Herrschaft des revolutionären Vortrupps,- der sich auf die schweren Massen 
stützt und erforderlichenfalls das zurückgebliebene Ende zwingt, sich nach der Spitze zu 
richten." 
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sowjetischen Entwicklung zu überprüfen und zentrale Probleme dieser Epoche ent-
wicklungsgeschichtlich einzuordnen. 
m 
1. An der Wiege der sowjetischen Bürokratie (wie anderer Bürokratien in nicht-kapi-
talistischen „Entwicklungsländern") stand der nach der Zerschlagung des alten 
Staats (bzw. der Vertreibung der Kolonialmacht) offenbar werdende Zerfall gesell-
schaftlichen Zusammenhangs. Dieser Zusammenhang war den sozioökonomischen 
Grundeinheiten ( den Dorfgemeinden, den kleinen Handwerkern, aber auch den In-
dustrieregionen) ,,von oben" aufoktroyiert(bzw. durch die unmittelbare Integration 
bestimmter Branchen in den Weltmarkt überhaupt inexistent), war eher Enteignungs-
zusammenhang als reale gesellschaftliche Arbeitsteilung gewesen, d.h. entsprach kei-
ner sozioökonomischen Integration der „Nation". übergreifende Formen gesell-
schaftlich-politischen Zusammenhangs konnten deshalb nicht unmittelbarer Aus-
druck der gegebenen sozioökonomischen Verhältnisse und ihrer Träger sein, sondern 
eilten diesen Verhältnissen gewissermaßen voraus und hätten für einen nationalen 
Zentralisierungsprozeß „von unten" ein außerordentlich hohes kulturelles und poli-
tisches Niveau der unmittelbaren Produzenten vorausgesetzt. Auf die russischen 
Verhältnisse bezogen, ist es eine nicht zu beantwortende Frage, ob es möglich gewe-
sen wäre, aufbauend auf Bauern- und Arbeiter-Räten oder -Kommunen ein „wahr-
haft demokratisches Gemeinwesen" politisch zu etablieren. Ansätze dazu existierten 
in der Orientierung am revolutionären Petrograd, in dem Aufbau eines demokrati-
schen Rätesystems im Ural und verschiedener anderer Initiativen zweifellos. Aber 
mit dem Beginn von Intervention und Bürgerkrieg war die Entscheidung ( die durch 
die Auseinandersetzung zwischen dem Rat der Volkskommissare und dem durch 
den Räte-Kongreß gewählten Zentralen Exekutivkomitee im Dezember 1917, durch 
den Aufbau des Obersten Volkswirtschaftsrates von oben her, durch die Auseinan-
dersetzung zwischen Gewerkschaften und Betriebskomitees und durch den Kurs-
wechsel der SDAPR(B) im März 1918 vorbereitet wurde) endgültig gefallen: Die Si-
cherung der revolutionären Errungemchaften gegen die Bedrohung von außen mach-
te die beschleunigte Etablierung einer zentralisierten Staatsmacht für die Arbeiter-
klasse und die Bauernschaft zu einer einsehbaren Notwendigkeit und garantierte der 
sich etablierenden Schicht von Verwaltungsbeamten, Militärs und Parteifunktionä-
ren zumindest vorübergehend breite Unterstützung. Organisatorisch schlagkräftige 
Apparate zur Sicherung des gesellschaftlichen Zusammenhalts konnten prinzipiell 
auf zwei heteronomen Grundlagen aufbauen: der im nationalen Maßstab organisier-
ten und eine relativ einheitliche politische Identität aufweisenden Kommunistischen 
Partei und/oder den Beamten und Spezialisten des alten zaristischen Staatsapparats 
und des kapitalistischen Sektors der vorrevolutionären Gesellschaft. Eine Alleinherr-
schaft von Teilen der ehemals herrschenden Klassen (in Koalition mit der~ sich in 
dieser Frage aktuell neutral verhaltenden (21) ~ technischen Intelligenz), zu der der 
21 Vgl. Bales, a.a.O., S. 22. 
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Kornilov-Putsch im August/September 1917 einen Ansatz bildete (22), wäre nur ge-
gen die revoltierenden Bauern und Arbeiter durchzusetzen gewesen. Dazu aber fehlte 
es an den entsprechenden (militärischen, ökonomischen, politischen) Voraussetzun-
gen. Demgegenüber repräsentierte die bolschewistische Partei eine Politik, die posi-
tiv an den Aufstand anknüpfte und ihm eine kohärente Stoßrichtung zu geben ver-
mochte. Daß es vor allem dieses Moment war, das die Dominanz der Partei sicherte, 
wird belegt durch die quantitative, organisatorische und binnenkommunikatorische 
Schwäche der bolschewistischen Partei 1917 (23), die in gar keinem Verhältnis zu 
ihrem politischen Gewicht stand. Die ideologische Dominanz der Partei gegenüber 
anderen Machtanwärtern aus den Reihen der künftigen Bürokratie wurde noch da-
durch potenziert, daß sie aufgrund ihrer spezifischen Rekrutierungsmechanismen 
( die selbstverständlich vor dem Hintergrund der allgemein revolutionären Stimmung 
im Land zu sehen sind) in der Lage war, innerhalb kurzer Zeit in einem Ausmaß zu 
wachsen, das für Bürokratien, die auf „Wissen" basieren, völlig unerreichbar war, 
und damit auch organisatorisch die Dominanz zu erringen. Und schließlich war die 
Partei als einzige gesellschaftliche Kraft im Land dazu in der Lage und dazu legiti-
miert, Macht auszuüben. Ihre Legitimation ergab sich aus ihrer historischen Tradition, 
der erprobten revolutionären Integrität ihrer Führer, ihrer damals überwiegend pro-
letarischen Zusammensetzung (wenn die Arbeiter in den Leitungskörperschaften 
auch eine Minorität bildeten), die es ihr gestattete, sich als Teil der Arbeiterklasse 
zu präsentieren, und ihrem Programm (wenn auch das formelle Parteiprogramm 
längst irrelevant geworden war, so doch dem „Programm" in Form der ZK-Be-
schlüsse, der ,,Pravda"-Leitartikel, der Reden Lenins und Trotzkis etc.). 
Zusammenfassend: Spätestens mit dem Beginn des Bürgerkrieges wurde ein 
gesamtstaatlicher Prozeß politischer und organisatorischer Zentralisierung unabweis-
bar. Die bolschewistische Partei konnte in diesem Prozeß vor allem wegen zwei -
realgeschichtlich nicht voneinander zu trennenden - Bedingungen die Dominanz er-
ringen: ihrer sozialen Veränderung in der Arbeiterklasse und ihrem politischen Ver-
mögen, eine gesamtgesellschaftliche Perspektive zu entwickeln, in die die Hauptströ-
mungen der im Aufstand befindlichen Teile der Gesellschaft integriert werden konn-
ten und die den anderen Teilen der sich etablierenden Bürokratie sowohl mit negati-
ven Sanktionen drohte wie positive Bezugspunkte (materiale Postulate) für ihr Han-
deln bot. 
2. Die Politik des „Kriegskommunismus" erwies sich in politischer wie ökono-
mischer Hinsicht als eine Politik, die nur durch spezifische historische Umstände -
die Nachbeben des revolutionären Ausbruchs von 1917 /18 und die Bedrohung von 
22 Vgl. L. Trotzki, ,,Geschichte der russischen Revolution", Frankfurt/M. 1973 S. 556 ff. 
Miljukow, seinerzeit Führer der stärksten bürgerlichen Partei, der „Konstituti~nellen De-
mokraten", meint in einer Darstellung der russischen Revolution. aufärund des un!!e-
schickten Vorgehens der Verschwörer habe sich „leider ( ... ) keine gemeinsame Front 
von Kerenski bis Kornilov als möglich erwiesen, und von einer Art Instinkt geleitet, ent-
schlossen sich die Massen - denn es waren die Massen, bei denen die Entscheidung lag 
- für Lenin." P. Miljukow, ,,Rußlands Zusammenbruch", Bd. 1, Stuttgart/Leipzig/Ber-
lin 1925, S. 38. 
23 Vgl. T. Cliff, ,,Lenin. Vol. II. All Power to the Soviets", London 1976, chap. 8. 
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außen - ermöglicht wurde und die nicht geeignet war, nach dem Ende des Bürger-
kriegs den gesellschaftlichen Zusammenhalt weiter zu garantieren. Es zeigte sich, 
daß die bürokratische Zentralisierung als Versuch, sozioökonomische Rückständig-
keit und Zersplitterung von oben her aufzuheben, zu Eingriffen in das Produktions-
geschehen führte, die deren Produktionslogik paralysierten, ohne einen neuen Be-
zugsrahmen an ihre Stelle zu setzen. D.h. kurzfristig wurde zwar eine sehr rohe Form 
gesellschaftlicher Arbeitsteilung eingerichtet (Der Bauer produziert - der Staat ex-
propriiert und konsumiert), die aber mittelfristig in ihr Gegenteil umschlug: indem 
der Bauer, sei es aus eigenem Antrieb, sei es, weil auch sein Saatgut, sein Zugvieh 
etc. beschlagnahmt worden war, nur noch für den eigenen Bedarf produzierte, zer-
fiel gesellschaftliche Arbeitsteilung. Das Gleiche galt für die Industrie: Auf einem 
höheren Integrationsniveau gesellschaftlicher Arbeitsteilung führte die zentralisti-
sche Struktur der Produktionsplanung und -verwaltung und des Distributionswe-
sens zur Destruktion der Produktivkräfte und zur Regression der Produktionsver-
hältnisse (bis zum Übergang zu einfacher Warenproduktion und naturalem Waren-
austausch in der „Großindustrie"). 
Zudem funktionierte die Legitimationsgrundlage verselbständigter Staatsge-
walt, die Aufrechterhaltung staatlichen Zusammenhalts in Abwehr einer „Rück-
kehr der alten Herren", nur solange, wie die Bedrohung von außen real spürbar war. 
Schon die massenhaften Desertionen aus der Roten Armee 1919, vor änem aber die 
Streiks der Industriearbeiterschaft und die Bauernaufstände im Winter 1920/21 de-
monstrierten drastisch, daß außerökonomischer Zwang kein hinreichendes Mittel 
zur „Vergesellschaftung" der Produktion und noch nicht einmal zur Verstaatlichung 
des Mehrprodukts war und daß - trotz des Siegs im Bürgerkriegs - diese Gesellschaft 
noch keine Konsens stiftende Identität gefunden hatte (24). 
Angesichts dieser Situation schlug die Partei- und Staatsführung eine Politik 
von hoher Ambiguität ein: einerseits wurde den einzelnen Sektoren gesellschaftli-
cher Arbeitsteilung die Freiheit gelassen, entsprechend ihren jeweiligen wirtschaftli-
chen bzw. funktionsspezifischen Interessen zu verfahren. Andererseits wurde das 
politische Monopol der Partei und ihrer Führung beibehalten und ausgebaut (Partei-
säuberung; Parteireform; Fraktionsverbot; Verfolgung der verbliebenen Menschewi-
ki und Sozialisten-Revolutionäre) (25). Am offensichtlichsten war der erstere Strang, 
die ökonomische „Liberalisierung", im Verhältnis zur Bauernschaft: Abschaffung 
der Zwangsrequisition des Mehrprodukts, Übergang zu einer im voraus bekamten, 
prozentualen Steuer und Zulassung des freien Handels. Ihren synthetischen Aus-
druck fand diese Politik in der Parole vom „Bündnis mit der Bauernschaft", der 
„smycka"; die ihr zugrunde liegende Handlungsorientierung der Bauernwirtschaften 
24 Zur Ökonomie des „Kriegskommunismus" vgl. L. N. Kritzman, ,,Die heroische Periode 
der großen russischen Revolution", Frankfurt/M. 1971; zu den Unruhen am Ende des 
„Kriegskommunismus" vgl. G. Meyer, ,,Studien zur sozialökonomischen Entwicklung 
Sowjetrußlands 1921 - 1923", Köln 1974, S. 77 ff.; zur Roten Armee vgl. Fedotoff-
White, ,,The Growth of the Red Army", Princeton 1944, S. 102 f. 
25 Vgl. Meyer, a.a.O., S. 528 ff.; R. V. Daniels, ,,The Conscience of the Revolution. Com-
munist Opposition in Soviet Russia", New York 1969, S.137 ff., 156 ff. 
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wurde in Bucharins berühmter Parole „Bereichert Euch!" treffend zusammengefaßt 
(26). Die Arbeiterklasse wurde zwar im Produktionsbereich auf den Status von 
Lohnarbeitern reduziert, zugleich aber war ihre ökonomische Interessenvertretung 
noch relativ erfolgreich 
(Versuche der Parteiführung, Mitte der 20er Jahre einen Lohnstop durchzusetzen, scheiterten 
an dem gemeinsamen Widerstand der Betriebsbelegschaften, der Gewerkschaften und der inner-
parteilichen Opposition) 
und das innerbetriebliche Kräfteverhältnis zwischen Management und Arbeiterschaft 
war 
(aus produktionsorganisatorischen Gründen: die Produktion trug noch stark Werkstatts- und 
Handwerkscharakter, der Betrieb funktionierte noch nicht als arbeitsteiliger Gesamtmechanis-
mus, und aus politischen Gründen: eine kampferprobte Arbeiterschaft stand politisch demorali-
sierten und isolierten „Spezialisten" gegenüber und hatte zudem in den Basiseinheiten von Par-
tei und Gewerkschaft wenigstens partiell noch effektive Interessenorgane) 
so instabil, daß keine Seite ihre Interessen und ihre Rationalität der·anderen diktie-
ren konnte. Die betriebliche technische Intelligenz schließlich wurde zwar unter die 
Kuratel eines Parteivertreters, des „Roten Direktors", und einer wachsenden Anzahl 
von Kontrollorganen aus Partei, Staatsapparat und Gewerkschaften gestellt, ihre 
. Orientierung auf die technische Rationalität des Produktionsprozesses hatte jedoch 
in ,,kommerzieller Rechnungsführung" und .der Forderung nach „Rentabilität" der 
Betriebe einen gesellschaftlich sanktionierten Bezugspunkt. 
Die so in relativer Autonomie belassenen gesellschaftlichen Teilsektoren unter-
standen einer Partei, die nicht nur durch Besetzung der „Kommandohöhen der Wirt-
schaft" gesamtgesellschaftliche Kontrolle aufrechtzuerhalten suchte, sondern sehr 
viel weitergehende Ansprüche gesellschaftlicher Steuerung vertrat. In aller Deutlich-
keit formulierte dies etwa ihr Generalsekretär: 
,,Es ist dies schließlich die Partei des Proletariats, seine Avantgarde. Ihre Kraft besteht darin, 
daß sie die Besten des Proletariats aus allen seinen Massenorganisationen in sich aufnimmt. Ihre 
Bestimmung ist es, die Arbeit aller Massenorganisationen des Proletariats ohne Ausnahme zusam-
menzufassen und deren Tätigkeit auf ein Ziel, auf das Ziel der Befreiung des Proletariats, zu 
richten. ( ... ) 
Das bedeutet natürlich nicht, daß die Partei die Gewerkschaften, die Sowjets und die an-
deren Massenorganisationen ersetzen kann oder soll. Die Partei verwirklicht die Diktatur des 
Proletariats. Aber sie verwirklicht sie nicht unmittelbar, sondern mit Hilfe der Gewerkschaften, 
durch die Sowjets und deren Verzweigungen. Ohne diese ,Transmissionen' würde eine einiger-
maßen feste Diktatur unmöglich sein. ( ... ) 
Als höchster Ausdruck der führenden Rolle der Partei, z.B. bei uns, in der Sowjetunion, 
im Lande der Diktatur des Proletariats, muß die Tatsache bezeichnet werden, daß keine einzige 
wichtige politische oder organisatorische Frage durch unsere Sowjet- und andere Massenorgani-
sationen ohne leitende Weisungen der Partei entschieden wird. In diesem Sinne könnte man sa-
26 Bucharin hat diesen Slogan, mit dem er die NEP in Kontinuität,zur Politik des „Bürger-
königs" Louis Philippe I. stellte (dessen „Enrichissez vous!" galt allerdings dem Finanz-
kapital), sehr bald aus Gründen politischer Opportunität widerrufen. Er ent'sprach aber 
völlig der Logik der ökonomischen Aufbaukonzeption dieses Chef-Ideologen der NEP. 
Vgl. W. Süß, ,,N. I. Bucharin - Gesellschaftliches Gleichgewicht und proletarische Re-
volution", Berlin 1976, S. 120 ff. 
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gen, daß die Diktatur des Proletariats dem Wesen nach die ,Diktatur' seiner Avantgarde, die 
,Diktatur' seiner Partei als der grundlegenden führenden Kraft des·Proletariats ist." (27) 
Dieser Anspruch war allerdings zum damaligen Zeitpunkt in doppelter Hinsicht ir-
real: Erstens war die Partei Mitte der 20er Jahre keineswegs jene einheitlich agie-
rende Körperschaft, als die sie Stalin (,,idealtypisch"?) darzustellen suchte. Sie war 
vielmehr nicht nur - gerade in ihren Führungsgremien - in politische Fraktionen 
gespalten, sondern zerfiel zudem in einzelne Machtzentren: das (in sich selbst nicht 
einheitliche) Politbüro, das Zentralkomitee, die Moskauer Parteiorganisation, die 
Leningrader Parteiorganisation, das Organisationsbüro, die Parteivertreter in den 
Führungsgremien der Wirtschaft, der Gewerkschaften, des Kommunistischen Jugend-
verbandes etc. etc. Selbstverständlich war das Machtpotential dieser Gremien und 
Sub-Organisationen unterschiedlich, zudem waren sie untereinander zum Teil perso-
nell eng verflochten - insgesamt aber bot diese Partei weit eher das Bild einer oligar-
chischen, denn einer monolithischen Organisation (28). Zweitens hatte die Partei-
führung zwar die „Richtlinienkompetenz", sie teilte real aber die Macht ( und die 
Privilegien) mit anderen bürokratischen Sektoren, die - und das ist entscheidend -
eigenen Rationalitätsbezugspunkten folgten, die - gerade soweit sie in formaler Ra-
tionalität verblieben - immer aufs Neue konfligieren mußten mit dem Bemühen der 
Partei, auf allen institutionellen Ebenen materiale Rationalität (sei es als innovativer 
Druck, als politisches Mißtrauen, als „Antibürokratismus", als partielle Gebrauchs-
wertplanung oder wie auch immer) zum Tragen zu bringen. Wo sich aber dieser per-
manente Konflikt zu unterschiedlichen Konzeptionen gesellschaftlicher Synthesis 
zu verdichten drohte, konkreter gesprochen: wo die Fachintelligenz eine von der 
Partei unabhängige ( ohne sie denkbare) gesamtgesellschaftliche Orientierung anvi-
sierte, da geriet auch diese Richtlinienkompetenz der Partei in Gefahr, ,,überflüssig" 
zu wirken, zeichnete sich ein Machtkampf innerhalb der herrschenden Bürokratie 
selbst ab. 
Ehe darauf jedoch noch näher eingegangen wird, muß die Charakterisierung 
der Partei als (scheinbar überflüssiger - ?) bürokratischer Superstruktur ergänzt 
werden durch die lnbezugsetzung dieser Partei zur Arbeiterklasse, aus deren Kampf 
sie - wenigstens zum Teil - hervorgegangen war und auf die sie sich weiterhin be-
rief. Zwar hatte sich die Partei bis Mitte der 20er Jahre „entproletarisiert" ( das „Le-
nin-Aufgebot" 1924 stoppte diesen Prozeß nur statistisch bzw. nur in den Basisein-
heiten, vor allem den Betrieben) und entdemokratisiert: Die Schicht, die auf den 
faktischen, innerparteilichen Entscheidungsprozeß Einfluß nehmen konnte, bestand 
aus revolutionären Intellektuellen und ehemaligen Arbeitern, die längst im Verwal-
tungs- und im Parteiapparat oder im Militär hauptberufliche Funktionärsposten ein-
nahmen (29). D. h. als politischer Mechanismus war die Partei zu einem Teil der 
27 J. Stalin, ,,Zu den Fragen des Leninismus" (1926), in: ders., ,,Fragen des Leninismus", 
Berlin (DDR) 1951, S. 150-152. 
28 Vgl. T. H. Rigby, ,,Stalinism and the Mono-Organizational Society", in: R. C. Tucker 
(ed.), a.a.O., S. 64 - 74. 
29 Keinen Zweifeln gab sich in dieser Hinsicht Lenin hin. Im März 1922 schrieb er an Mo-
lotov: ,,Wenn man nicht vor der Wirklichkeit die Augen schließt, muß man zugeben, daß 
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sich konsolidierenden Bürokratie geworden - zu einem deutlich abgrenzbaren Teil 
mit einem spezifischen Funktionsbereich, eigener sozialer Basis und eigener Hand-
lungsrationalität. Andererseits gewann noch ein erheblicher Teil der Mitglieder und 
der Führung der Partei seine politische Identität daraus, daß er sich als „forgeschrif-
tenster Teil der Klasse" begriff, und mußte, um der Legitimation seiner Dominanz-
position gegenüber der Restbürokratie willen, diese Identität aufrechtzuerhalten su-
chen. Die spezifische Qualifikation der Parteifunktionäre (bzw. der Parteimitglieder, 
die auf leitende Verwaltungsposten etc. gestellt wurden) verhinderten zudem auch 
für die einzelnen Individuen einen schnellen Wechsel ins Lager der Fachbürokratie. 
Für den Spielraum innerparteilicher Auseinandersetzungen hatte das bedeutsame 
Konsequenzen: K~ine der Fraktionen konnte es sich - im Interesse der Partei insge-
samt wie dem ihrer einzelnen Mitglieder - leisten, eine Politik zu vertreten, die 
einen offenen Konflikt mit der Arbeiterklasse provoiiert hätte. Umgekehrt läßt sich 
die Wirksamkeit der Verbindung zwischen Arbeiterklasse und Partei an verschiede-
nen Indizien ablesen: den trotz Arbeitslosigkeit steigenden Realeinkommen, der 
Anhebung der Löhne gerade der untersten Lohngruppen, vielfältige soziale und kul-
turelle Maßnahmen zur Hebung des Lebensstandards der Arbeiterschaft, die hohe 
vertikale Mobilität etc Hier existierten ganz deutlich noch Barrieren gegen einen 
ungehemmten Akkumulationsprozeß auf Kosten der Arbeiterschaft, die allein durch 
politische Willensakte nicht zu überwinden waren, sondern strukturelle Veränderun-
gen innerparteilicher Art, im Verhältnis zwischen Partei und Fachbürokratie, in der 
Funktionsbestimmung der Gewerkschaften und in der Produktionsorganisation er-
forderlich machten. 
Zusammenfassend ergibt sich folgende Funktionsbeschreibung der Partei in-
nerhalb des bürokratischen Herrschaftssystems: Erstens sicherte sie dem Regime hi-
storische Identität und damit auch eine relative soziale Stabilität, da sie die beste-
hende Gesellschaftsstruktur in Kontinuität zu dem revolutionären Umbruch 1917 / 18 
stellte, dessen Ziele zumindest ideologisch tradierte und in eine Perspektive gesamt-
gesellschaftlicher Entwicklung integrierte. Zweitens stiftete sie damit primär ideolo-
gisch, dann aber auch manifest organisatorisch den gesellschaftlichen Zusammen-
hang (soweit er während der NEP nicht durch den Markt vermittelt war) als Orien-
tierungszusammenhang und setzte die Normen gesellschaftlichen Zusammenlebens. 
Drittens wirkte sie gegenüber der Arbeiterklasse in mehrfacher Hinsicht integrativ: 
ihren aktivsten Teilen bot sie die Perspektive schnellen sozialen Aufstiegs (und ent-
waffnete damit zugleich den Rest), verglichen mit den anderen Teilen der Bürokra-
tie konnte sie sich als Sachwalterin proletarischer Interessen präsentieren und in 
umgekehrter Richtung war sie in der Lage, der Entfaltung einer industriellen Arbeits-
ethik (als „sozialistische. Arbeitsmoral") eine legitimatorische Grundlage zu verlei-
hen? d.h. über ökonomischen und disziplinarischen Druck hinaus positive Gründe 
für eine Verinnerlichung neuer Verhaltensweisen zu beqennen. Gerade in letzterer 
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gegenwärtig die proletarische Politik der Partei nicht durch ihre Zusammensetzung, son-
dern durch die gewaltige, ungeschmälerte Autorität jener ganz dünnen Schicht bestimmt 
wird, die man die alte Parteigarde nennen kann." W. L Lenin, ,,Über den Parteiaufbau", 
Berlin (DDR) 1958, S. 786. 
Hinsicht ist dabei mit in Betracht zu ziehen, daß aufgrund der Produktions- und Ar-
beitsorganisationen in den sowjetischen Betrieben der 20er Jahre die Möglichkeiten, 
durch administrative und ökonomische Maßnahmen höhere„Leistungen zu erzwin-
gen, außerordentlich begrenzt waren. Viertens erfüllte sie gegenüber dem techni-
schen und verwaltungsorganisatorischen Konservatismus der einzelnen Teilbürokra-
tien, der auch schon in den 20er Jahren nur zu einem geringen Maß durch den 
Markt gehemmt wurde (u.a. deshalb, weil der „Warenhunger" und der Konzentra-
tionsprozeß in Produktion und Distribution den Verkäufern von Industriewaren 
eihe monopolistische Position brachte Y, die Funktion innovatorischen Drucks so-
wohl mit Hilfe spezifischer, extra-institutioneller Einrichtungen wie der ,,Arbeiter-
und Bauernkontrolle" und über die Partei vermittelter Massenkampagnen (Kampa-
gne für ein „Sparsamkeitsregime" 1926; Rationalisierungs-Kampagne 1927 /28). 
Fünftens übte s_ie in den einzelneµ Teilbürokratien durch ihre Vertreter - wie z.B. 
die kommunistischen Trustvorsitzenden und die Roten Direktoren - unmittelbare 
politische Kontrolle aus und zwar typischerweise - wie in der Gesamtgesellschaft -
auf den Posten, an denen die Teilaspekte der Arbeit der .jew~iligen Einheit zusam-
menflossen, d.h. in der Regel auf den höheren Positionen in der administrativen 
Linie (so stand z.B. über den in der Regel parteilosen betrieblichen Fachkadern -
Technischer Direktor, Hauptbuchhalter, Kommerzieller Direkter, die von ihren 
Funktionsbereichen her einer unterschiedlichen Orientierung folgten - als synthe-
tisierende Instanz der Rote Direktor). 
Der Partei kam somit im gesamtgesellschaftlichen System eine spezifische 
Position zu: sie war Träger der Teleologie gesellschaftlicher Entwicklung und -
schon um ihre eigene Position zu legitimieren und ihre Mitglieder zu integrieren 
- gezwungen, die bestehenden gesellschaftlichen Verhältnisse zu transzendieren 
- und wenn sie dies auch in einer ökonomistischen bzw. produktivistischen Form 
ausdrückte, die verriet, daß sie auch intentional nicht gewillt war, auf vertikaler 
gesellschaftlicher Arbeitsteilung basierende Herrschaft aufzuheben, war dieser Öko-
nomismus bzw. Produktivismus doch nur Mittel, um spezifische und weiterreichen-
de Herrschaftsansprüche auch gegenüber den anderen Teilen der Bürokratie geltend 
zu machen. D.h. in einem Satz zusammengefaßt: die Rationalität von Parteihandeln 
läßt sich nicht auf ökonomische, technische oder Verwaltungs-Rationalität reduzie-
ren, sondern bedient sich ihrer nur in einem System, in dem das Gesamtinteresse 
der Bürokratie an Aufrechterhaltung der bestehenden Herrschaftsverhältnisse in der 
Partei gesonderte Gestalt angenommen hat. Bedingung dieser Besonderung war, daß 
die Partei als Bürokratie sich auf eine eigene soziale Basis, die Arbeiterklasse, stützen 
konnte, deren Rebellion und Integration ihr die Dominanz sicherte. D.h. zugleich, 
daß es in der Logik dieses Doppelspiels der Partei als Bürokratie lag, jede andere or-
ganisierte politische Artikulationsform der Arbeiterklasse zu unterdrücken, da sonst 
die Fiktion, daß die Arbeiterklasse (über „ihre" Partei) an der Macht ist und doch 
nicht an der Macht ist, kaum aufrechtzuerhalten war, und jeder erfolgreiche Versuch 
einer alternativen politischen, gesamtgesellschaftlichen Synthese (unabhängig von 
seiner Realisierbarkeit, die nur in der Praxis erprobt werden konnte) die Legitima-
tionsgrundlage der Parteiherrschaft in ihrem Kern treffen mußte. 
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Ansatzpunkte zu einer Einschränkung der Monopolisierung materialer Ratio-
nalität durch die Partei existierten während der NEP wesentlich auf zwei Ebenen: 
als verselbständigte formale Markt-Rationalität und als technokratische Synthese. 
Erstens schränkte der Umstand, daß ein erheblicher Teil der gesellschaftlichen Ar-
beitsteilung über den Markt und nach seinen Gesetzen abgewickelt wurde, die Mög-
lichkeit bewußter Steuerung gesellschaftlicher Entwicklungsynamik erheblich ein 
( deutlich ablesbar z.B. an der chronischen Krise der Schwerindustrie während der 
NEP, der zunehmenden sozialen Differenzierung auf dem Land oder der städtischen 
Arbeitslosigkeit). Die Frage, wieweit sich die Partei in ihrer Politik dieser Eigengesetz-
lichkeit des Marktes unterzuordnen und damit ihren Führungsanspruch praktisch ein-
zuschränken habe, war während der NEP immer virulent. Dieser Widerspruch zwi-
schen Plan und Markt äußerte sich - zweitens - Mitte der 20er Jahre als Auseinan-
dersetzung darüber, ob die gesamtwirtschaftliche Planung in der UdSSR „genetischen" 
( dh. genauer gesprochen: prognostischen) oder „teleologischen" Charakter zu tra-
gen habe. Obwohl die Front zum Teil personell durch die Partei lief, scheint es mir 
möglich, diese Debatte als Auseinandersetzung zwischen Partei und Fachintelligenz 
um die Führungskompetenz der Partei zu interpretieren. Der Charakter dieser Aus-
einandersetzung wurde exemplarisch deutlich auf einer Sitzung der „Kommunisti-
schen Akademie" 1928, die der Diskussion des 1. Fünfjahresplans gewidmet war (30). 
In dieser Diskussion vertrat der Parteiintellektuelle und Wirtschaftstheoretiker Stru-
milin die „teleologische" Richtung, derzufolge Produktion und Akkumulation der 
eü1zelnen Sektoren und Branchen von politisch gesetzten, gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklungszielen her zu bestimmen seien. Darüber hinaus aber vertrat Strumilin 
als offizieller Referent die These, daß angesichts der durch den 15. Parteitag gestell-
ten lndustrialisierungsaufgaben und dessen, daß der Parteitag die Möglichkeit des 
Aufbaus des Sozialismus m der Sowjetunion festgestellt habe, auch die Wissenschaft 
nur Hilfsfunktionen bei der Realisierung dieser Aufgabe habe, im Verhältnis zu den 
politischen Instanzen „Dienerin" sei (31). Darauf antwortete ihm der Wirtschafts-
theoretLli:er Bazarov in emer geharnischten Replik, die deshalb ausführlich zitiert 
werden soll, weil in ihr zugleich eme mit diesem Totalitätsanspruch sonst kaum an-
zutreffende Proklamierung wissenschaftlich-technischer Rationalität, einer wissen-
schaftlichen ,,gesellschaftlichen Synthesis", formuliert 1.vurde, in dem die Emanzipa-
tion der unmittelbaren Produzenten eme ebenso geringe Rolle spielte wie im Partei-
Kalkül, in der aber zugleich der Henschaftsanspruch der Partei emdeutig negiert 
wurde (32): 
,,Wie wir sehen, charakterisierten Marx und Engels ihre Lehre mit Stolz als ,wissenschaftlich'. 
Wäre das möglich gewesen, wenn sie die Wissenschaft ais ,Dienerin' sozialistischer verbindlicher 
Richtlinien betrachtet hätten. Natüriich nicht. ( ... ) 
Die These, daß die Wissenschaft die Dienerin gewisser unanfechtbarer Direktiven ist, hat 
ihren Ursprung nicht bei den Begründern des wissenschaftlichen Sozialismus. Sie hat einen weit 
30 „0 Pjatiletnom plane razvitija narodnogo chozjajstva SSSR. Diskussija v Kommunistices-
koj Akademii", Moskva 1928. 
31 Ebda., S. 38 f. 
32 Ebda., S. 78 - 82 (Hervorhebungen von Bazarov). 
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älteren Vorläufer. Sie kam im Mittelalter auf und war der Eckstein der Erkenntnistheorie der 
christlichen Kirche in der Epoche des Feudalismus. Die gesamte ,Teleologie' dieser Zeit hatte als 
Quelle die religiöse Dogmatik - die Theologie. Die Wissenschaft war nämlich die Dienerin der 
Theologie. Und diese Situation ergab sich mit Notwendigkeit aus den Grundlagen der kirchen-
christlichen Weltanschauung des Mittelalters. Die Direktiven der Theologie basierten nicht auf 
menschlicher Vernunft, sondern auf einer weit höheren Erkenntnisquelle, auf göttlicher Offen-
barung. ( ... ) _ 
In der sozialistischen Gesellschaft wird die Wissenschaft zum ersten Mal absolut frei und 
unabhängig und befindet sich zur gleichen Zeit in völliger Harmonie mit den Willensorientierun-
gen und Richtlinien der Gesellschaft. Erreicht wird diese Harmonie dadurch, daß auf Basis der 
Wissenschaft nicht nur die gesellschaftlichen Beziehungen rekonstruiert werden, sondern auch 
das Bewußtsein der Menschen. Bis zum Zeitpunkt der Vollendung des Sozialismus muß das Be-
wußtsein des Proletariats allseitig erfaßt und durch die wissenschaftliche Weltanschauung umge-
formt werden; der Wille des Proletariats muß von allen zufälligen oder unkontrollierten An-
wandlungen emanzipiert werden, von jeglicher Willkür (proizvol); die Freiheit wird zur er-
kannten Notwendigkeit, Auf diesem höchsten Entwicklungsniveau ist es lächerlich, über ,Die-
ner' und ,Herren' zu sprechen; hier sind diese Kategorien .der Sklavengesellschaft und des 
Sklavenbewußtseins überhaupt nicht anwendbar. Aber auch in unserer Übergangsperiode ist 
der Versuch, an den Marxismus die sklavische kirchcnchristliche Gnoseologie anzunähern, na-
türlich zutiefst reaktionär. Sie ist reaktionär, nicht nur theoretisch, sondern auch praktisch. ( ... ) 
Die proletarische Revolution, sagte Marx, prüft und kritisiert sich beständig selbst, hält 
sogar an, gleichsam als ob sie sich zurückzöge, um einen noch entschiedeneren Schritt vorwärts 
zu machen. Das grundlegende Kriterium dieser Selbstprüfung und Selbstkritik ...: ist die Entwick-
lung der Produktivkräfte. Die durch S. G. Strumilin verteidigte Theorie - ist ein sehr bequemes 
ideologisches Polster für den nach Ruhe dürstenden Bürokraten der Übergangsperiode. Das ist 
die Ideologie der bürokratischen Erstarrung und der bürokratischen Selbstzufriedenheit. Aber 
daneben ist dies eine Ideologie, bei deren Triumph sich unvermeidlich ein Riß zeigen und immer 
mehr vertiefen wird zwischen der Bürokratie und dem ,Volk', zwischen den Ideologen und der 
Klasse." 
Einige Begriffe und Argumente in diesem Zitat muten sehr prophetisch an, dennoch 
sollte man sich bei der Interpretation vor Anachronismen hüten: In der Situation 
1928, noch vor Beginn der Kampagnen gegen ,,Schädlingswesen" und „Neu tralis-
mus", formulierte Bazarov nicht nur eine Defensiv-Position gegen „irrationale" Par-
teiansprüche ( die allerdings in der Wirtschaftswissenschaft mit am ersten spürbar wa-
ren), sondern ein durchaus offensives Programm zur Veränderung politischer Hege-
monialverhältnisse. Handelte es sich bei Bazarov, der aus der Schule Bogdanovs kam 
(33), um die technokratische Variante der Opposition zum Führungsanspruch der 
Partei (34), so wurde in Shanins Position (35), einem der prominentesten Teilneh-
mer der „lndustrialisierungsdebatte" 1924 - 1928 (3 6), ihr wirtschaftspolitischer 
Gehalt deutlich. Mit Spulber (3 7) läßt sich diese Entwicklungskonzeption in den 
3 3 Diesen Hinweis verdanke ich Krisztina Mänicke-Gyöngyösi. 
J4 Für analoge Tendenzen innerhalb der Spitzenorganisationen der technisch-wissenschaftli-
chen Intelligenz vgl. Bales, a.a.O., S. 104 ff. 
35 Vgl. L. Shanin, ,,The Economic Nature of our Commodity Shortage", und ders., ,,Que-
stions of the Economic Course", in: N. Spulber (ed.), ,,Foundations of Soviet Strategy 
for Economic Growth. Selected Soviet Essays, 1924 • 1930", Bloornington 1964, S. 205 -
220. 
36 Vgl. A. Ehrlich, ,,Die Industrialisierungsdebatte in der Sowjetunion 1924 -1928", Frank-
furt/M. 1971; N. Spulber, ,,Soviet Strategy for Economic Growth", Bloomington 1964. 
3 7 Spulber, ebda., S. 64. 
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Worten zusammenfassen: 
,,Beginnend mit der Entwicklung der Landwirtschaft, fortsetzend mit der Entwicklung der land-
wirtschaftlichen Produktionszweige, die für den Export produzieren, dann Entwicklung der 
Leichtindustrien, die den Binnenmarkt beliefern und, im geeigneten Moment, endend mit der 
Expansion der Schwerindustrie, wenn der zusätzliche Bedarf an Konsumgütern, der durch-das 
Beschäftigungswachstum in den Produktionsgüter-Branchen entstand, voll gedeckt werden konn-
te." 
Diese Konzeption war ganz auf Nutzung der komparativen Kostenvorteile auf dem 
Weltmarkt ausgerichtet und darauf, die Wirtschaftspolitik entsprechend der - in ih-
rer Entwicklung selbst kaum zu beeinflussenden - kaufkräftigen Nachfrage auf dem 
Binnenmarkt zu gestalten. Beiden Positionen, der Bazarovs wie der Shanins, war ge-
meinsam, daß in ihnen ein Bezugspunkt des rationalen Handelns der Teilbürokratien 
gesetzt wurde, der gegenüber dem „Subjektivismus" der Partei-Teleologie einen „ob-
jektiven" Maßstab - technische bzw. ökonomische ,,Effizienz" - darstellte und da-
mit ein Vergesellschaftungsmodell implizierte, in dem zumindest die aus der Mono-
polisierung materialer Rationalität resultierende „Schiedsrichter-Rolle" der Partei 
über den einzeh1en bürokratischen Sektoren infrage gestellt worden wäre. 
· Den Versuch einer Glättung dieses Widerspruchs zwischen Fachintelligenz 
und Partei, der sich ebenso gut an Auseinandersetzungen auf betrieblicher Ebene 
(zwischen „Rotem Direktor" und Technischem Direktor) oder auf Parteitagen (über 
Kompetenzspielraum und Orientierung kommunistischer Wirtschaftskader) aufzei-
gen ließe, unternahm Stalin auf dem bereits erwähnten 15. Parteitag, im Dezem6er 
1927, mit der Postulierung eines Zusammenwachsens von technischer Rationalität 
und Parteilierrschaft (38): 
,, ... wir haben die Tatsacne der Differenzierung der Intelligenz ... Bahnbrecherin ist hier die 
technische Intelligenz, denn sie, die eng mit dem Produktionsprozeß verknüpft ist, kann nicht 
umhin zu sehen, daß die Bolschewiki unser Land vorwärtsbringen, die Sache zum Besseren wen-
den. So gigantische Unternehmungen wie Volchovstroj, Dneprosiroj, Svir'stroj, die Turkestani-
sche Eisenbahn, Volga-Don, eine ganze Reihe neuer gigantischer Betriebe, mit deren Schicksal 
das Schicksal ganzer Schichten der technischen Intelligenz eng verbunden ist, können nicht oh-
ne einen gewissen wohltuenden Einfluß auf diese Schichten bleiben. Das ist für sie nicht nur 
eine Brotfrage. Das ist für sie gleichzeitig eine Sache der Ehre, eine Sache des Schöpfertums, 
die sie auf natürliche Weise der Arbeiterklasse, der Sowjetmacht näherbringt." 
Primär meinte Stalin hier natürlich den banalen Umstand einer Überwindung der 
politischen Reserve der Fachintelligenz gegenüber der „Sowjetmacht". Relevant 
aber ist, daß als Basis für den Wandel dieser Einstellung eii,e Interpretation der Par-
teipolitik als realisierter ökononüsch-technischer Rationalität präsentiert wird (39). 
Dies konnte nicht das letzte Wort in dieser Auseinandersetzung sein, signalisierte 
aber in aller Deutlichkeit das Dilemma, in dem die Partei in und mit der NEP steck-
38 „Pjatinadcatyj s"ezd VKP/b/Dekabr' 1927 goda. Stenograficeskij otcet", Moskva 1961, 
S. 70 f. 
39 Ein knappes Jahr später, mit dem Einsetzen der Kampagne gegen die „bürgerlichen Spe-
zialisten", wird diese Argumentation völlig umgedreht: Von den technischen Spezialisten 
wird nun Unterordnung ihrer Rationalität unter die Parteirationalität gefordert; nicht 
mehr von den „gigantischen" Einzelunternehmen her wird argumentiert, sondern von der 
synthetischen Kategorie des „sozialistischen Aufbaus" und des Fünfjahresplans aus. 
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te: In dem Maße, wie die ökonomische Situation sich konsolidierte und sich - um 
mit Weber zu sprechen - die charismatisch legitimierte Führungsposition der Partei 
,,veralltäglichte", geriet diese Legitimation selbst in Zweifel, bedurfte ihr Führungs-
anspruch einer erneuerten Legitimationsgrundlage. 
Anmerkung: Im Gegensatz zu den hier skizzierten Tendenzen in den Reihen der technischen 
und wissenschaftlichen Intelligenz bildete die „Linke Opposition" keine Bedrohung der „füh-
renden Rolle der Partei". Die Politik dieser Fraktion zielte vielmehr gerade darauf: 
durch Entflechtung von Partei und Staatsapparat die „führende Rolle der Partei" zu stüt-
zen; 
durch Demokratisierung und „Proletarisierung" der Partei diese wieder stärker an die pro-
letarische Basis zu b}nden (und damit zugleich ihr politisches Gewicht gegenüber der Fach-
intelligenz zu stärken); 
- durch beschleunigte Industrialisierung im Innern und Bindung der sowjetischen Politik an 
die „Kämpfe des Weltproletariats" Bezugs- und Legitimationspunkte materialer Parteiratio-
nalität zu schaffen. · 
Es war dies eine Konzeption, die die soziopolitische Grundstruktur des sowjetischen Systems 
der JilEP nicht infragestellte und die deshalb und aus anderen Gründen inkohärent war: 
der Berufung auf den Emanzipationsanspruch der Arbeiterklasse stand die nicht hinterfragte 
betriebliche Autoritätsstruktur und die Unterordnung der Räte und der Gewerkschaften un-
ter die Partei auch in ihrer Konzeption gegenüber; 
ausgehend von der ökonomischen Differenzierung im Dorf meinte die „Linke Opposition", 
es sei möglich, gegen „Kulaken" und „NEP-Bourgeoisie" eine beschränkte Attacke mit dem 
Ziel zu füluen, große Teile des dort angehäuften Mehrwerts zu expropriieren und in den 
Aufbau der staatlichen Industrie überzuleiten, ohne eine Frontstellung „Stadt vs. Land" aus-
zulösen; in dieser Konzeption wurde die soziale und politische Kohärenz (gerade gegenüber 
staatlichen Forderungen!) des Dorfes sehr wahrscheinlich unterschätzt, was umgekehrt be-
deutet, daß mit ihr - sollte das Bündnis mit der Bauernschaft aufrecht erhalten bleiben •-
das Problem der Quellen industrieller Akkumulation noch nicht gelöst war; 
ebensowenig gab die „Linke Opposition" eine Antwort darauf, wie die institutionell fest ver-
ankerte Führungsrolle der Partei als überstaatlichem Organ real zu vereinbaren sei mit dem 
„proletarischen" Charakter der Partei, d.h. Partei einer Klasse zu sein, die ökonomisch wie 
politisch wesentlich Objekt staatlichen bzw. parteilichen Handelns war. 
In dem politischen Projekt der „Linken Opposition" wird aber trotz dieser Widersprüche und 
Unklarheiten eine Alternative zur weiteren - ,,stalinistischen" - Entwicklung sichtbar: 
die Aufrechterhaltung der Zwitterstellung der Partei zwischen Bürokratie und Arbeiterklasse; 
die Bindung der Partei-Rationalität an die Perspektive eines weltrevolutionären Prozesses; 
die Partei selbst als „clearing-Stelle" der verschiedenen Positionen und Interessen innerhalb 
des institutionellen Gefüges. 
Diese Konzeption konnte sich im interfraktionellen Kampf nicht durchsetzen. Daß sie gänzlich 
unrealistisch gewesen wäre oder daß sie eine relativ schnelle Industrialisierung ausgeschlossen 
hätte (obwohl in ihr stärkere Widerstände gegen eine Ausdehnung der Akkumulationsquote auf 
Kosten des Konsums der Arteiter und Bauern angelegt waren), kann man jedoch wohl kaum be-
haupten. (40) 
3. Zur Legitimation ihrer Macht wie der Herrschaft der Bürokratie überhaupt und 
um den verschiedenen gesellschaftlichen Teilbereichen einen Bezugspunkt für ihr 
Handeln zu geben, stand die Partei Mitte der 20er Jahre vor der Aufgabe, ein ge-
40 Zur Position der „Linken Opposition" vgl. Bd. V der von U. Walter herausgegebenen 
Dokumentation „Die Linke Opposition in der Sowjetunion 1923 - 1928", Westberlin 
1977. 
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samtgesellschaftliches Entwicklungsziel zu setzen. Weder das Warten auf die „Welt-
revolution", noch die Restauration der tradierten Produktivkräfte, noch auch die -
etwa von Bucharin in den Mittelpunkt seiner politischen Theorie gestellte - Bewah-
rung des „gesellschaftlichen Gleichgewichts" gaben eine solche synthetisierende 
Orientierung ab. Zumindest für die Partei - auch und gerade in ihrem Verhältnis 
zur Fachintelligenz - wurde es somit fast zu einer Überlebensfrage, ein neues ge-
sellschaftliches Ziel zu finden, aus dem sich ihre Position im soziopolitischen Sy-
~tem praktisch und ideologisch rechtfertigen ließ. Die Antwort, die die Parteifüh-
rung auf diese Problemlage fand, hieß ,,Aufbau des Sozialismus in einem Land". 
Zwar war dieses Ziel von Anbeginn mit Industrialisierungs- und Modernisierungs-
vorstellungen verbunden, es ist aber für die Interpretation wichtig festzustellen, daß 
es mit dieser Zielsetzung keineswegs identisch war. Die Auseinandersetzung auf dem 
14. Parteitag im Dezember 192:5 um diese Parole ging gerade darum, daß die Oppo-
sition um Kamenev und Sinowjew darin eine Ideologisierung und Überhöhung der 
NEP sahen, während umgekehrt die Parteiführung der Kritik der Opposition eine 
Unterschätzung des bisher Erreichten und die Bereitschaft zum Bruch mit der Bau-
ernschaft unterstellte. Dh. prirµär war der Versuch einer neuen Orientierung, auf 
die bezogen die Industrialisierung nur funktionalen C~arakter hatte (41), und ehe 
die für den „stalinistischen" Industrialisierungstypus charakteristischen Maßnahmen 
- ein überhöhtes Akkumulationstempo; Hyperzentralisierung der Planung; Entrech-
tung der Arbeiterschaft; Zwangskollektivierung - ergriffen wurden, fand ein politi-
scher Umgruppierungsprozeß statt, in dem diese Orientierung zur verbindlichen und 
nicht mehr hinterfragbaren Maxime des Parteihandelns wurde. 
Doch ehe ich darauf näher eingehe, sollen zuerst die Gründe benannt werden, 
auf denen das Interesse der Bürokratie insgesamt für die Industrialisierung basierte. 
Von der Zielperspektive her war das westeuropäische Zivilisationsmodell beiden Bü-
rokratieflügeln gemeinsam (,,Eurozentrismus"). Als Modus der Allokation von Res-
sourcen entsprach sie ebenfalls der bisherigen Domäne der Bürokratie: der Zentrali-
sierung des Mehrprodukts, seiner Umverteilung und Investition. Da gerade dieser 
Teil der gesamtgesellschaftlichen, erweiterten Reproduktion durch die Industrialisie-
rung ausgedehnt zu werden versprach, war darin ein Machtzuwachs der Bürokratie 
allgemein enthalten und eine Entspannung des innerbürokratischen Verteilungs-
kampfes zumindest als Möglichkeit angelegt. Hinsichtlich der Quellen des Akkumu-
lationsprozesses ergibt sich aus der bisherigen Argumentation, daß das Verhältnis 
der Bürokratie zu Bauernschaft und Arbeiterklasse taktisch bestimmt war, ,,Bünd-
nispolitik", nicht aber Ausdruck identischer gesellschaftlicher Interessen. Das heißt, 
von daher gesehen gab es keine prinzipiellen Schranken gegen eine Ausdehnung des 
Akkumulationspotentials auf Kosten der unmittelbaren Produzenten. Allerdings 
setzte dies voraus, daß sich sowohl die Bürokratie insgesamt wie auch ihr entwick-
41 Charakteristischerweise ging die Auseinandersetzung ja auch nicht um die Frage, ob man 
den „Aufbau des Sozialismus", d.h. in praktische Maßnahmen übersetzt gewiß auch In-
dustrialisierung, beginnen solle, sondern darum, ob es möglich sei, ihn im sowjetischen 
Rahmen zu vollenden. 
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lungspolitisches „Steuerungszentrum" stark genug fühlte, einen breiten gesellschaft-
lichen Konflikt zu riskieren oder sogar Interesse an einem solchen Konflikt hatte. 
Es wurde darauf hingewiesen, daß der ,,Aufbau des Sozialismus" ursprünglich 
als Prolongierung der NEP konzipiert war. Ohne die Frage beantworten zu wollen, 
ob es sich hier um eine bewußte Verschleierung handelte, läßt sich argumentieren, 
daß dies eine lllusion war: Erstens weil der staatlich-industrielle Sektor selbst über 
die marktwirtschaftlichen Grundlinien der NEP hinausgewachsen war, d.h. sich Plan-
elemente schon vor dem Übergang zur beschleunigten Industrialisierung in immer 
breiterem Maße durchgesetzt hatten und ein Aufbau des Wirtschaftssystems auf 
Marktmechanismen eine radikale Reorganisation der Industrieverwaltung und eine 
neuerliche Entscheidung für die NEP gefordert hätte: Auf der anderen Seite impli-
zierte der Übergang zu gesamtwirtschaftlicher Planung den Verlust der Unterneh-
mensrentabilität als synthetisierender Orientierungsgröße und einheitlicher Kontroll-
maßstab manageriellen Handelns auf mittlerer Ebene. D.h. hier mußten neue Me-
chanismen und damit auch neue innerbiirokratische Verkehrsformen entwickelt wer-
den. Zweitens mußte eine breite Ausdehnung des industriellen Sektors zu einer Ver-
schiebung gesamtgesellschaftlicher Kräfteverhältnisse führen, die eine Neudefinition 
des während der NEP erreichten Gleichgewichtssystems erforderlich machten: das 
Gewicht der Stadt gegenüber dem Dorf, der Industrie gegenüber der Landwirtschaft 
wuchs; ·die Größe der Arbeiterklasse, damit aber auch ihr gesellschaftliches Gewi'cht, 
nahm zu, während sich ihre Zusammensetzung „verschlechterte"; ebenso war von 
vornherein klar, daß eine ganz erhebliche Expansion der technischen Intelligenz 
stattfinden würde, deren gesamtgesellschaftliche Bedeutung durch die sich abzeich-
nenden Veränderungen in der Produktionsorganisation noch verstärkt wurde; ande-
rerseits war eine planwirtschaftliche Industrialisierung notwendigerweise mit einer 
Ausdehnung des verwaltungsorganisatorischen Sektors verbunden. Was unter diesen 
neuen Bedingungen die „Besetzung der Kommandohöhen der Wirtschaft durch die 
Partei" bedeutete, mußte erst noch ausgefochten werden. Drittens stand eine Neu-
definition des Verhältnisses zwischen der Arbeiterklasse und der Partei als „proleta-
rischer Bürokratie" ins Haus. Einerseits entfiel die Basis für die sich empirisch recht-
fertigende „Substitution" der Arbeiterklasse durch die Partei in dem Maße, wie jene 
an gesellschaftlichem Gewicht zunahm, andererseits entstanden neue Legitimations-
gründe für die Parteiherrschaft durch die qualitative „Verschlechterung" der Arbei-
terklasse, durch die mit der ,,Modernisierung" i;esetzten Akkulturationsaufgaben 
und durch die Rolle der Partei als Motor und Steuerungszentrum des Industrialisie-
rungsprozesses. 
Ich werde im folgenden versuchen nachzuvollziehen, welche Lösungen die Par-
teibürokratie auf diese Probleme fand und in welchem innerbürokratischen und 
kiassenpolitischen Kontext diese Lösungen standen. Dabei gehe ich nicht davon aus, 
daß hier ein langfristig angelegter strategischer Plan schrittweise realisiert wurde, 
sondern daß sich der „Stalinismus" als Resultat von Konflikten zwischen unter-
schiedlichen gesellschaftlichen Interessenlagen und Handlungsrationalitäten heraus-
bildete, ohne daß den Protagonisten Logik und Folgen ihres Tuns in längerfristiger 
Perspektive bewußt gewesen wären. 
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4. Daß am Beginn des Übergangs zu forcierter Industrialisierung und „Stalin-
ismus" die Ausschaltung der „Linken Opposition" ( deren Mitglieder damals noch 
als „über-lndustrialisierer" gescholten wurden) stand, hat von daher gesehen Sinn, 
daß mit der positiven Formulierung der internationalen Isolation der UdSSR als · 
,,Aufbau des Sozialismus in einem Land" ein Bruch mit tiefverwurzelten Traditio-
nen der westeuropäischen Arbeiterbewegung gesetzt war ( die Hegemonie des „Va-
terlands des Sozialismus" wurde nun auch konzeptionell vertreten) und Sozialismus 
als gesellschaftliche Zielprojektion auf das Niveau der spezifischen Rückständigkeit 
Rußlands reduziert wurde ( 42). Es lag in der politischen Logik dieses Umschwungs, 
die Träger der Orientierung auf die westeuropäische Arbeiterbewegung auszuschal-
ten. Dies umso mehr, als es sich hier um eine Fraktion handelte, die von ihrer poli-
tischen Potenz her in der Lage gewesen wäre, bei einem neuerlichen inneren revolu-
tionären ,,Aufbruch" und/oder einer revolutionären Entwicklung in westeuropäi-
schen Ländern die zunehmende Verselbständigung der Bürokratie durch Rückbin-
dung der Partei an eine in Mobilisierung befindliche Arbeiterbewegung zu konterka-
rieren, wenn auch nicht aufzuheben, (insofern lag die Ausschaltung der ,,Linken 
Opposition" im Interesse der Gesamtbürokratie) und die Setzung materialer Ratio-
nalitäts-Postulate durch die Parteiführung (wiederum) einzubinden in eine soziale 
Emanzipationsbewegung. War es doch gerade diese Fraktion, die immer wieder ver-
suchte, die. spezifischen Interessen der Arbeiterklasse gegenüber der Bürokratie in-
nerhalb der Partei offensiv zu formulieren (wenn auch ohne klare Entscheidung zwi-
schen „allgemeinen" Staats- und Parteiinteressen und besonderen proletarischen In-
teressen -Folge der theoretischen Unklarheit über den Charakter des „bürokratisier-
ten Arbeiterstaates", deren Auflösung dadurch, daß die Wortführer der Opposition 
selbst Funktionäre waren, nicht gerade erleichtert wurde). 
5. Interpretiert man den ,,Stalinismus" als eine ,,Modernisierungsdiktatur", 
wie etwa Bahro, so ist eines der eigenartigsten Phänomene im Prozeß seiner Heraus-
bildung, daß fast unmittelbar nach der Ausschaltung der „Linken Opposition" im 1. 
Halbjahr 1928 von der Parteiführung eine neue Front eröffnet wurde: der Kampf 
gegen „Schädlingswesen", ,,Sabotage" und ,,Neutralismus" der technisch-wissen-
schaftlichen ln telligenz in Wirtschaftsverwaltung und Betrieben ( 43). D. h. daß diese 
Kader gerade in dem Moment unter Beschuß gerieten, als aufgrund des Industrialisie-
rungsprogramms ihr Beitrag besonders relevant wurde und ihre Machtposition sich 
,,an sich" hätte verbessern müssen. Dieser scheinbare Widerspruch löst sich dann auf, 
wenn diese Kampagne begriffen wird als Versuch des Parteiflügels der Bürokratie, 
zwei zentrale Probleme in den Griff zu bekommen: Erstens die Zunahme des gesell-
42 So ging der Streit auf dem 14. Parteitag, 1925, u .. a. um die Frage, ob die sowjetischen 
Unternehmen als „Betriebe konsequent sozialistischen Typs" zu betrachten seien, wobei 
diese Formel von den Vertretern der Stalin-Fraktion verteidigt wurde. - Bucharin vertrat 
bereits 1924 die Auffassung, ,,daß die grundlegende Aufgabe in unserem Land zu neun 
Zehntel getan ist." (zit. n. A. G. Löwy, ,,Die Weltgeschichte ist das Weltgericht. Bucharin: 
Vision des Kommunismus", Wien 1969, S. 219). 
43 Vgl. K. E. Bales, a.a.O., S. 69 ff.; zu einer abweichenden, die „Schädlingskampagne" 
ganz als „kulturrevolutionäre" Erscheinung fassenden Interpretation vgl. Sh. Fitzpatrick, 
,,Cultural Revolution as Class War", in: dies. (ed.), a.a.O., S. 8 - 40. 
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schaftlichen Gewichts der Fachintelligenz politisch zu konterkarieren; zweitens den 
mit dem Ausbau bürokratischer Planung einhergehenden Verlust an einheitlicher 
Orientierung in den Wirtschaftseinheiten und die damit verbundene Einbuße an ef-
fektiven Kontrollmöglichkeiten über die Tätigkeit der Intelligenz dadurch aufzufan-
gen, daß in diese Intelligenz die Orientierung ihres Handelns an gesellschaftlich-syn-
thetischen Zielen gleichsam hineingeprügelt wurde. D.h., daß durch außerökonomi-
schen Druck Verhalten, das ökonomisch nicht mehr steuerbar, angelernt werden 
sollte. ln diesem Kontext ist auch die Kampagne zur Durchsetzung"der „Einmann-
Leitung" in den sowjetischen Betrieben 1929 zu sehen, die sich zwar primär gegen 
die Arbeiterschaft richtete und auf eine Veränderung des innerbetrieblichen Kräfte-
verhältnisses zwischen Administration und Belegschaft zielte, die aber zugleich ;mch 
ein Versuch war, durch Vereinfachung der Entscheidungsstrukturen, Verantwort-
lichkeiten aufzuhellen und für die übergeordneten Kontroll- und Steuerungsinstan-
zen durchschaubarer zu machen. Handelt es sich bei diesen beiden Aspekten um 
eine Interpretation der ,,Schädlingskampagne" als Defensiv-Maßnahme, so kommt 
ein weiteres, für die künftige Entwicklung der Bürokratie zentrales Moment offensi-
ven Charakters hinzu: Der Fachintelligenz wurde -- ebenso wie durch das ökono-
misch irrational hohe Wachstumstempo -verdeutlicht, daß die Basis ihres Handelns 
nicht primär ökonomische oder technische Rationalität zu sein habe, sondern daß 
diese Rationalität selbst einem Bezugsrahmen höherer Ordnung, der von der Partei-
führung definiert wurde, unterworfen war. Ganz im Sinne Max Webers wurde die 
,,Liebe zur Sache" der „Treue zur Institution" untergeordnet. 
Da mir diese Grundtendenz für den Hoch-,,Stalinismus" geradezu prägend er-
scheint, ist es wichtig, die Differenzen zu späteren Politiken ähnlicher Machart her-
auszustellen: weder war der Parteiflügel der Bürokratie Ende der 20er/ Anfang der 
30er Jahre so stark, daß er diese Politik lange durchhalten konnte (1931 vollzog er 
eine Kehrtwendung),noch war er imstande, allein auf sich und den Repressionsappa-
rat gestellt, diese Politik zu verfolgen - als abstützende Maßnahme diente vielmehr 
die „parallel" ( weil nicht darauf reduzierbar) laufende Mobilisierung der Arbeiter-
schaft. 
Die „Schädlingskampagne" löste bei den Spezialisten Angst aus, lähmte ihre 
Initiative und Innovationsfreudigkeit, die „voluntaristischen" Plan vorgaben ab Ende 
1929 waren nicht nur unrealistisch, sondern in ihren Folgen ökonomisch destruktiv. 
lndustrialisierungspolitisch war beides ,,irrational". Als Versuch, die synthetische 
Funktion der Partei zu stabilisieren und auszubauen, waren dies allerdings höchst 
rationale Maßnahmen. Warum, geht aus der folgenden - einem Aufsatz von R. Ben-
dix entnommenen ( 44) - Gegenüberstellung unter.schiedlicher Bürokratietypen her-
vor, die - obwohl bestimmte Elemente der beschriebenen Struktur bereits früher 
vorhanden sind - es meines Erachtens einleuchtend erscheinen läßt, die forcierte 
Industrialisierung auch als Versuch einer Neu-Definition des herrschenden Bürokra-
tie-Typus zu interpretieren: 
44 R. Bendix, ,,The Cultural and Political Setting of Economic Rationality in Western and 
Eastern Europe", in: ders. (ed.), ,,State and Society", Berkeley 1973, S. 347. 
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„Eine ideal funktionierende Bürokratie in seinem (Weber's) Sinne ist die ·effizienteste Methode 
zur Lösung organisatorischer Aufgaben großen Maßstabs, aber nur wenn diese eine geordnete 
Administration der öffentlichen Aufgaben unter der Herrschaft des Rechts erfordern. Wie auch 
immer, eine kontinuierliche und verläßliche Arbeitsweise, die Effizienz mit einer mehr oder we-
niger stabilen Norm-Orientierung verbindet, wird gewöhnlich für den Preis einer gewissen Inflexi-
bilität, um der Aufrechterhaltung der Herrschaft des Rechts und einer unparteiischen Verwal-
tung der Angelegenheiten willen, erkauft. Solch eine Bürokratie kann nicht angemessen funktio-
nieren, wo die Aufgabe die forcierte Industrialisierung einer Nation ist. Unter den vorgespiegel-
ten Kampfbedingungen eines totalitären Regimes sind die Normen, die das Verhalten steuern, 
nicht von langer Dauer. Angesichts eines unablässigen Drucks, Wunder der Zielrealisierung zu er-
reichen, werden die Funktionäre dazu tendieren, ihre Verschleierungskniffe für einen systema-
tischen, aber schweigenden ,Rückzug von der Effizienz' (Veblen) zu nutzen. Sie werden so nicht 
nur aus Bequemlichkeitsgründen handeln, sondern auch weil die Forderungen, die an sie durch 
das Regime gestellt werden, aus der Sicht des Expertenwissens und eines systematischen Vorge-
hens ,irrational' sind. Die Partei auf der anderen Seite muß die Arten von Verschleierung, die 
solch kollektive Inaktivität möglich machen, verhindern, während sie alle Exekutivfunktionäre 
unter maximalen Druck setzt, damit sie ihre Fachkenntnis in vollstem Ausmaß nutzen. Dies, 
meine ich, ist das Grundprinzip einer Doppelhierarchie der Verwaltung, die einen Parteifunktio-
när an die Seite jedes bedeutenderen Staatsfunktionärs stellt, um Verschleierung zu verhindern 
und Druck auszuüben. In einem totalitären Regime würden diese beiden Hierarchien sogar dann 
erforderlich sein, wenn alle Schlüsselpositionen in Verwaltung und Industrie mit Parteifunktio-
nären besetzt würden." 
Diese Dialektik von Druck und Verweigerung, zielgerichteter Dynamik und ,,Exper-
ten"-Rationalität existierte in Ansätzen schon während der NEP, damals aber noch 
in der Form mehr oder weniger friedlicher Koexistenz zwischen den Trägern unter-
schiedlicher Rationalitäten, die in der Orientierung auf Rentabilität und Markt einen 
gemeinsamen Bezugspunkt hatten. Mit der forcierten Industrialisierung dagegen 
wurde dieses Verhältnis als permanenter Konflikt gesetzt, in dem ein Zielkonflikt 
zwischen politischen Aufgaben und Optimierung wirtschaftlichen Wachstums ent-
stand. Gerade ~ieser Konflikt aber reproduzierte die Notwendigkeit der Parteiherr-
schaft. 
6. Auf das spezifische Verhältnis zwischen der Partei als Bürokratie und der 
Arbeiterklasse ist bereits hingewiesen worden. Dieses Verhältnis bildete die Grund-
lage dafür, daß 1928/29 bis in die erste Jahreshälfte 1931 eine breite Mobilisierung 
der Arbeiterschaft stattfinden konnte. Soweit diese Mobilisierung von oben initiiert 
und gesteuert wurde, war ihr Ziel einerseits die Parteikontrolle über die Spezialisten 
von unten her abzustützen. Hierin zeigte sich, in einem Konfliktfeld zusammenge-
faßt, die spezifische Funktion einer Partei, die sich auf die Arbeiterklasse stützt, im 
Rahmen der Herrschaft der Gesamtbürokratie: Aufgrund ihrer eigenständigen sozia-
len Basis war sie in der Lage, ihre Konzeption einer organisierten gesamtgesellschaft-
lichen Synthesis den Fachbürokratien aufzuzwip_gen. Andererseits erfüllte die Partei 
mit dieser Mobilisierung die Aufgabe kultureller Innovation: Als Träger einer sozia-
listisch verbrämten Teleologie konnte sie eine neue Arbeitsethik und -motivation 
begründen, die innerweltliche Askese mit Hingabe und Opferbereitschaft verband 
und die die spezifischen Anforderungen großindustrieller Produktionsorganisation 
hinsichtlich Arbeitsdisziplin, Zeitgefühl, Kooperation etc. zu Qualitäten des neuen 
sozialistischen Produzenten überhöhen konnte. 
Zugleich löste die Mobilisierung 1928/29 ff. aber auch eine originäre Bewe-
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gung an der Basis aus, die sich nicht in purem Produktionsenthusiasmus erschöpfte, 
sondern die - wenigstens zu Teilen· - in ihrer Konsequenz eine tatsächliche Verge-
sellschaftung des Produktionsprozesses implizierte. Eine gesamtgesellschaftliche 
Verlängerung und Zentralisierung dieser Tendenz der betrieblichen Auseinanderset-
zungen jedoch fand nicht statt -weder-in der Partei noch im Staatsapparat existierte 
eine Fraktion, die sie anders als manipulativ und auf kurzfristige Erfolge gegen die 
Fachbürokratie gerichtet positiv hätte aufnehmen können. Von ihrem emanzipatori-
schen Gehalt her stand diese Bewegung in Widerspruch sowohl zu dem Versuch, das 
staatlich-parteiliche Herrschaftssystem auszubauen, wie zu der sich in diesen Jahren 
vollziehenden Transformation (,,Amerikanisierung") der Produktionsorganisation, 
die gerade auf eine schärfere Trennung zwischen leitenden und ausführenden Tätig-
keiten zielte. Zudem wurde dieser Bewegung die soziale Basis dadurch entzogen, 
daß mit der extensiven Erweiterung der Industrie und der lndustriearbeiterschaft 
gerade in den Schlüsselbranchen unqualifizierte und an lndustriearbeit nicht assimi-
lierte Arbeitskräfte die Dominanz gewannen, Kräfte, deren kulturelle Distanz zu 
einer Vergesellschaftung des Produktionsprozesses weit größer war als bei der durch 
Erfahrung qualifizierten und stärker handwerklich ausgerichteten Arbeiterklasse der 
20er Jahre. 
Die Mobilisierung jener Jahre hatte aufgrund der spezifischen Herrschafts-
struktur ambivalenten Charakter: Sie war zugleich - als taktisches Manöver - Aus-
druck der subalternen Position der Arbeiterklasse, aber auch dessen, daß die Partei 
als Bürokratie sich auf die Arbeiterklasse stützte, als Basis-Bewegung war sie verge-
sellschaftend und Herrschaft stabilisierend in einem, antibürokratisch und Macht-
mittel im innerbürokratischen Konflikt. Dieser Widerspruch wäre nur dann aufheb-
bar gewesen, wenn die auf Vergesellschaftung gerichtete Basis-Bewegung politisch 
zentralisierten Ausdruck in dem Entwurf einer neuen Form gesellschaftlicher Syn-
thesis gefunden hätte. Schon aufgrund der massiven Repression, aber auch wegen 
der inneren Widersprüchlichkeit dieser Bewegung kam es dazu nicht. Statt dessen 
wurde - 1931 - die eine ( emanzipative) Seite des Widerspruchs eliminiert und die 
Bewegung selbst auf die Förderung industrieller Arbeitstugenden reduziert. 
7. Die Zwangskollektivierung der Landwirtschaft bildete ohne Zweifel ein 
nicht wegzudenkendes Element des Übergangs zum „Stalinismus". Dennoch meine 
ich, daß gerade an diesem Punkt deutlich wird, daß der ,,Stalinismus" eher als Re-
sultat unterschiedlicher Faktoren, deren Zusammenwirken den Akteuren des Ge-
schehens weitgehend unbewußt war, zu interpretieren ist denn als planmäßige 
Machteroberung einer kleinen Elite von Kadern im Partei- und Repressionsapparat. 
Am Beginn der Kollektivierung steht die Getreidekrise der Endzwanziger Jahre und 
das verspätete und reaktive Handeh1 des Partei- und Staatsapparats (45). Dieses 
Handeln war davon bestimmt, daß mit ökonomischen Maßnahmen eine Sicherung 
des Bedarfs der Städte an Agrarprodukten nichf mehr gewährleistet schien und daß 
der Partei- und Staatsapparat während der gesamten NEP den Produktionsverhält-
45 Vgl. R. Lorenz, ,,Sozialgeschichte der Sowjetunion 1 ", Frankfurt/M. 1976, S. 170 ff.; 
E. H. Carr, ,,Revolution from Above", in: ,,new left review", Nr. 46, 1967, S. 17 - 27. 
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nissen auf dem Land als Fremdkörper gegenüberstand (46), so daß für politische 
Maßnahmen zur Meisterung der Krise -auf dem Land selbst ein entsprechender Trä-
ger fehlte. Der Ausweg, eine Enteignung des Mehrprodukts mit repressiven Mitteln, 
führte - wie schon während des ,,Kriegskommunismus" - zu einer Solidarisierung 
der Bauernschaft und einer Verstärkung der Kluft zwischen Stadt und Land und zu-
gleich zu einer Verringerung des produzierten Mehrprodukts. Damit aber wurde ein 
sich ständig beschleunigender Kreislauf von staatlicher Gewalt und (weitgehend pas-
sivem) Widerstand installiert ( 4 7), der zu einer Zerstörung der Produktivkräfte auf 
dem Land, zur Vernichtung der ökonomisch aktivsten bäuerlichen Schicht, zur Ex-
pansion des Mehrprodukts auf Kosten des notwendigen Produkts bis hin zu der ka-
tastrophalen Hungersnot 1931/32/33 und zu einer Verringerung des ökonomisch 
möglichen Akkumulationsbeitrags der Landwirtschaft ( 48) führte. 
Obwohl schwerlich plausibel zu machen wäre, daß es sich hier um ein planmä-
ßiges Kalkül gehandelt habe, war das Resultat dieser Entwicklung - zumindest vorü-
bergehend - eine Stabilisierung der bestehenden Herrschaftsstruktur. Denn erstens 
wurde mit der Kollektivierung der Landwirtschaft die Struktur der bäuerlichen Pro-
duktionsverhältnisse selbst radikal verändert: An die Stelle der weitgehend selbst-
verwalteten Dorfgemeinden der NEP, die wesentlich durch den Markt und über die 
Steuer mit dem Staat verbunden waren, trat staatlich verwaltete Zwangsarbeit. D.h. 
der Staat als organisierte gesellschaftliche Synthesis wurde erst jetzt im Produktions-
prozeß selbst wirksam. Zweitens atomisierte die Zwangskollektivierung die Bauern-
schaft und trieb sie in einen solch haßerfüllten Gegensatz zum bürokratischen Staat 
(49), daß eine Erneuerung der „smycka" auf ökonomischer Grundlage illusionär er-
scheinen mußte. D.h. ökonomische Rationalität als Orientierungsrahmen politischen 
Handelns war in dieser Beziehung außer Kraft gesetzt, bot keine Lösungsmöglich-
keiten mehr, die politisch-teleologische Rationalität der Partei war damit in ihrem 
Dominanzanspruch - gemessen an der Herrschaftssicherung der Bürokratie insge-
samt - gefestigt. Jede Liberalisierung konnte nun mit dem Hinweis auf einen dro-
46 Vgl. T. Shanin, ,,The Awkward Class. Political Sociology of Peasantry in a Developing 
Society: Russia 1910 -1925", Oxford 1972, S. 185 -190. 
47 Vgl. Lorenz, a.a.O., S. 183 ff. 
48 Der sowjetische Historiker A. A. Barsov hat inzwischen gesamtwirtschaftliche Berechnun-
gen vorgelegt, nach denen der Transfer zwischen Landwirtschaft und Industrie während 
des 1. Fünfjahresplans, 1928 - 1932, in etwa ausgeglichen gewesen sei. Sollte dies tat-
sächlich zutreffen, so wäre es als Zeichen dafür zu interpretieren, daß gerade die Politik 
einer maximalen Auspressung der Bauernschaft so destruktive Folgen für die landwirt-
schaftliche Produktion hatte, daß dem nur durch den Re-Transfer von Industriewaren zu 
begegnen war (~.B. und vor allem Traktoren für das massenweise abgeschlachtete Zug-
vieh). Zu Barsov vgl. A. A. Barsov, ,,Sei 'skoe chozjajstvo i istocniki socialisticeskogo na-
koplenija v gody pervoj pjatiletki", in: ,,Istorija SSSR", Nr. 3, 1968, S. 64 - 82 und ders., 
„Balans stoirnostnych obmenov mezdu gorodom i derevnej", Moskva 1969. Den Hinweis 
auf Barsov verdanke ich U. Weißenburgers Referat zum gleichen Thema auf der Donau-
eschinger Stalinismus-Tagung, 28. - 30. 10. 1977. 
49 Vgl. M. Lewin, ,,Die Auseinandersetzungen in der Agrarfrage und die Wirklichkeit in der 
UdSSR 1928 - 1940", in: P. Hennicke (Hrsg.), ,,Probleme des Sozialismus und der Über-
gangsgesellschaften", Frankfurt/M. 1973, S. 353 - 359. 
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henden Bürgerkrieg innerparteilich wie innerbürokratisch abgeblockt und im Keim 
erstickt werden (50). 
8. Mitte des Jahres 1931 vollzog die Parteiführung einen entscheidenden poli-
tischen Kurswechsel: Kann man die vorangegangenen Jahre als Politisierung des 
Wirtschaftens charakterisieren, so erfolgte nun eine Verwirtschaftlichungder Politik. 
ökonomischer Hintergrund dieses Umschwungs war das Desaster, das die Zwangs-
kollektivierung in der Landwirtschaft, die forcierte Industrialisierung in der Indu-
strie angerichtet hatte. In den Beziehungen zwischen den Klassen lag dem einerseits 
die geschilderte Veränderung in der Bauernschaft zugrunde, auf der anderen Seite 
das Wachstum und der Wandel der Arbeiterschaft. An die Bauernschaft waren be-
reits im Vorjahr gewisse- Zugeständnisse gemacht worden, die allerdings in keiner 
Weise konsequent durchgehalten wurden (51). Die neue Politik 1931 dagegen be-
zog sich auf die Arbeiterschaft und auf das Verhältnis zur Fachintelligenz. 
Die Partei war im innerbürokratischen Flügelkampf durch die Politik, die ih-
re Führung zu verantworten hatte, paradoxer Weise zugleich gestärkt und geschwächt. 
Gestärkt, weil ihre Klammerfunktion an Bedeutung gewonnen hatte, geschwächt, 
weil sich die rücksichtslose Durchsetzung ihrer Politik, gemessen an den gemeinsa-
men Kriterien der Bürokratie (wirtschaftliches Wachstum und Herrschaftsstabilisie-
rung), als verhängnisvoll erwiesen hatte. Eine Lösung dieser Situation suchte die 
Parteiführung in einer Modifikation ihrer ,,Bündnispolitik". Auf eine Formel ge-
bracht,machte sie der Fachintelligenz Zugeständnisse auf Kosten der Arbeiterschaft. 
Als Neudefinition des Verhältnisses der Partei zur Arbeiterklasse war dies schon des-
halb naheliegend, weil mit der Ausschaltung der ,,linken" und der „rechten" Oppo-
sition die unmittelbar an proletarischen Interessen orientierten Parteimitglieder kei-
ne innerparteiliche Artikulationsinstanz mehr hatten und weil aufgrund der Verän-
derung der Zusammensetzung der Arbeiterschaft und der zunehmenden Verschlech-
terung ihres Lebensstandards die Basis für eine ideelle Identifikation mit dem „so-
zialistischen Aufbau" kaum mehr gegeben war. Gegenüber der Klasse bestand die 
neue Politik wesentlich darin, die Mobilisierung aller noch verbliebenen emanzipati-
ven, auf Vergesellschaftung gerichteten Züge zu berauben (so wurden - als fortge-
schrittenstes Beispiel - die „Produktionskommunen" (52) aufgelöst) und sie auf 
schlichte Antreiberei zu reduzieren - der Kampf gegen die „Gleichmacherei" war 
nun die Parole der Stunde. Aber darin erschöpfte sich diese Politik nicht: Das in 
den neuen Betrieben schon früher praktizierte tayloristische Funktionalsystem such-
te man nun auf alle Betriebe auszudehnen und damit die Produktionsorganisation 
gänzlich der Logik technischer Rationalität zu unterwerfen. Die ökonomische Ra-
tionalität dieser Politik bestand darin, daß aufgrund der Resultate, die die Zwangs-
kollektivierung in der Landwirtschaft gebracht hatte, nun der Akkumulationsbei-
trag der Industriearbeiterschaft durch Verringerung des Konsums und Erhöhung ih-
50 Hinzu kam natürlich auf internationaler Ebene der Aufstieg des Nationalsozialismus, der 
in die gleiche Richtung wirkte. 
51 Vgl. Lorenz, a.a.O., S. 195 ff. 
52 Vgl. M. Tatur, ,, ,Wissenschaftliche Arbeitsorganisation' - Arbeitswissenschaft und Ar-
beitsorganisation in der Sowjetunion 1921 -1935", Phil. Diss., FU Berlin 1976, S. 274 f. 
161 
rer Arbeitsleistung das Defizit im gesamtwirtschaftlichen Akkumulationsfonds wett: 
machen sollte - auch bei Gefahr eines Bruchs mit weiten Teilen der Klasse. 
Die Durchsetzung tayloristischer Betriebsorganisation auf breitester Ebene 
war - schon wegen der damit verbundenen Schwächung der vorzugsweise von Par-
teimitgliedern besetzten administrativen Linie - ein wesentliches Zugeständnis an 
die technischer Ratinonalität verpflichtete Fachintelligenz. Die innerbetriebliche 
Position dieser Schicht wurde damit sowohl gegenüber der untersten Kaderebene 
(den Meistern und Vorarbeitern) und den Arbeitern wie gegenüber den Trägern syn-
thetisierender Funktionen (innerhalb der formalen Betriebsorganisation den Vertre-
tern der administrativen „Linie", an deren Spitze der „Rote Direktor" stand) erheb-
li~h gestärkt. Generell ist dieses Schema betrieblicher Struktur darauf ausgerichtet, 
Fachwissen unmittelbar zur Wirkung zu bringen. 
Die Umorientierung der Politik der Partei gegenüber der Fachintelligenz ging 
aber weiter, bezog sich auf die Spezialisten allgemein: Die „Schädlingskampagne" 
wurde abrupt gestoppt und als neue Maxime vertrauensvolle Zusammenarbeit mit 
den Spezialisten ausgegeben (53). Die zum Teil noch vorhandene Diskriminierung 
der Angehörigen der technischen Intelligenz gegenüber der Arbeiterschaft im Repro-
duktionsbereich (Ernährungsnormen, Wohnraum, Zugang zu Sanatorien etc.) v.'urde 
aufgehoben (54). Im Kontext dessen, daß bereits vorher eine Umorientierung der 
Aufnahmepolitik der Partei gegenüber der teohnischen Intelligenz vorgenommen 
worden war (55), die zum ersten Mal in der Geschichte der Kommunistischen Partei 
auf eine breite Organis_ierung dieser Schicht in die Partei zielte (56), und daß wenig 
später darauf verzichtet wurde, über die Aufnahmepolitik der Hochschulen eine 
„Proletarisierung" des Kaderbestandes durchzusetzen ( 5 7), zeichneten sich hier 
nicht nur kurzfristige, taktische Zugeständnisse an die Fachintelligenz, sondern eine 
Verschiebung der sozialen Basis der Partei selbst ab. 
Zusammenfassend ist jedoch festzuhalten, daß die 1931 eingeleitete Politik 
zwar als Kompromiß mit der Fachintelligenz interpretiert werden kann, daß dies 
jedoch keineswegs bedeutete, daß damit die „führende Rolle der Partei" (und der 
53 In Stalins Rede vor Wirtschaftsfunktionären im Juni 1931, in der diese neue Politik pro-
klamiert wurde, wird zu diesem Punkt bemerkt: ,,Drückte sich in der Periode, als das 
Schädlingswesen auf dem Höhepunkt war, unser Verhalten zu der alten technischen In-
telligenz hauptsächlich in der Politik des Zerschlagens aus, so muß heute, in der Periode 
der Wendung dieser Intelligenz zur Sowjetmacht, unser Verhalten ihr gegenüber in der . 
Politik ihrer Heranziehung und der Sorge um sie bestehen." Stalin Werke XIII, Berlin 
(DDR) 1952, S. 65. 
54 Vgl. M. Lewin, ,,Society, State and Ideology during the First Five-Year Plan", in: Sh. 
Fitzpatrick (ed.), a.a.O., S. 73. 
55 Bereits in einer ZK-Direktive vom Februar 1930 heißt es: ,, .. indem beim führenden 
Teil der Sowjetintelligenz (Techniker, Ingenieure, wissenschaftliche Funktionäre u.a.) ein 
wachsendes Streben zur Partei hin festgestellt wird, wird es als zweckentsprechend ange-
sehen, deren beste Elemente, die ihre Ergebenheit für die proletarische Revolution gezeigt 
haben und die bei aktiver gesellschaftlicher Arbeit unter Führung der Partei geprüft wur-
den, in die Partei aufzunehmen." ,,Direktiva CK VKP (bJ o dal'nejsej rabote pö reguliro-
vaniju rosta partii", ,,Za Industrializaciju" 11.2.1930. 
56 Vgl. Bales, a.a.O., S. 138 ff. 
57 Vgl. Lewin, ,,Society ... ", a.a.O., S. 73. 
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Repressionsorgane) aufgegeben worden wäre. Eher kann man sagen, daß die Partei-
führung (vorübergehend) in der Produktion einen taktischen Rückzug vornahm, oh-
ne jedoch an ihrer politischen Dominanz und der Monopolisierung gesellschaftlicher 
Zielsetzung Zweifel zuzulassen (58). Hier ist allerdings eine weitere Einschränkung 
zu machen: Bereits 1931 existierte innerhalb der einzigen in der Parteiführung ver-
bliebenen Fraktion eine Strömung um S. Ordzonikidze, dem Volkskommissar für 
Schwerindustrie, die auch in der Zielsetzung selbst, vor allem hinsichtlich des lndu-
strialisierungstempos, eine stärkere Berücksichtigung von Kriterien ökonomischer 
Rationalität forderte und die sich bei der Formulierung des neuen Fünfjahresplans 
zumindest partiell gegen die Stalinsche Führung durchsetzen konnte (59). 
9. Soweit die Darstellung der soziopolitischen Entwicklung bis vor Beginn der 
,,großen Säuberung". Kann vor diesem Hintergrund der Massenterror, die Vergöt-
zung Stalins, die Liquidierung der Partei, die nur von „oben" bzw. durch die Arbeit 
der Repressionsorgane eingeschränkte Herrschaft der Bürokratie als nur noch quan-
titative Steigerung bereits vorhandener Elemente betrachtet werden, als adäquater 
Ausdruck jener zu Beginn des letzten Abschnitts genannten „Verwirtschaftlichung 
der Politik", die sich 1931 durchsetzte? Kurzum kann, um an dem Bezugsrahmen 
der bisherigen Darstellung festzuhalten, der „Stalinismus" als hemmungslose Durch-
setzung ökonomischer Rationalität adäquat interpretiert werden? 
Obwohl eine solche Interpretation zutreffende Beobachtungen enthält ( dazu 
s. u.), scheint sie mir doch schon in ihrer Kernthese verfehlt, denn als Antwort auf 
unsere Fragen kann sie ja wohl nur dann gelten, wenn es gelingt, mit ihrer Hilfe die 
spezifischen Züge des stalinistischen Systems in ihrer ökonomischen Funktionalität 
aufzuzeigen. Damit aber hat es seine Schwierigkeiten: 
Als von ihrer Intention her (wenngleich nicht nach ihren tatsächlichen Resul-
taten) ,,ökonomisch funktional" kann vielleicht noch die Zwangskollektivierung 
und die Massendeportation von Bauern nach Sibirien erklärt werden, die zwar kata-
strophale Folgen für die Entwicklung der Produktivkräfte in der Landwirtschaft 
hatte, die es aber doch - erst einmal gestattete, einen gewaltigen Transfer von 
Mehrprodukt aus dem landwirtschaftlichen in den industriellen Sektor und direkt in 
den Staatsapparat zu organisieren und ein Millionenheer von Zwangsarbeitern für 
mit freiwilligen Arbeitskräften nicht zu realisierende Groß-Projekte zu rekrutieren. 
Es ist aber weder mit sektoral beschränkter noch mit gesamtwirtschaftlicher „öko-
nomischer Rationalität" zu erklären, daß in der ,,Jeshowschtschina" 1937/38 Hun-
derttausende von administrativen, wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Kadern un-
ter den unsinnigsten Anschuldigungen eingekerkert, verschleppt und ermordet wurden 
5 8 Zugleich wurde seit 1930 mit der Einrichtung der „Hauptverwaltung für Lager" (GULAG) 
bei der politischen Polizei (OGPU) ein eigener, direkt den „Sicherheitsorganen" unter-
stellter ökonomischer Sektor entwickelt, die Zwangsarbeitslager und die „Stalin-Bauten", 
in dem ökonomische Rationalität keine Rolle mehr spielte. Vgl. B. Lewytzkyi, ,,Die ro-
te Inquisition. Die Geschichte der sowjetischen Sicherheitsdienste", Frankfurt/M. 1967, 
S. 75 f., 92 f. 
59 Vgl. Bales, a.a.O., S. 271 ff. · 
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- Kader, die das Land für den wirtschaftlichen Aufbau dringend brauchte (60). Die 
gleiche ökonomische Irrationalität ist für das Verhalten gegenübpr den Naturwissen-
schaften kennzeichnend, wo z.B. in der Agrarbiologie das Primat des „dialektischen 
Materialismus" - zumindest nachdem der „Lyssenkoismus" Mitte der 30er Jahre 
zur Staatswissenschaft erhoben worden war - ökonomisch destruktive Folgen hat-
te (61). Daß in der Produktion die permanente Präsenz der „Sicherheitsorgane" auf 
die Arbeitsleistung der leitenden Kader eine lähmende Wirkung haben mußte, braucht 
kaum eigens betont zu werden. Und daß in einem ökonomischen System, in dem al-
le Beteiligten - um nicht als „Saboteure", ,,trotzkistische Agenten" etc. denunziert 
zu werden - vorrangig damit befaßt sind, ,,sich abzusichern", nur solche (im Be-
darfsfall frisierte) Informationen zu liefern, die nicht gefährlich werden können, 
,,suboptimal" geplant und entsprechend verwaltet wird, ist ebenfalls einsichtig. 
All diese „Phänomene" ( und andere wie die Liquidation des Offizierskaders 
der Roten Armee) als „Überspitzungen" eines letztlich ökonomisch rational struk-
turierten Systems zu kategorisieren ( 6 2), bedeutet doch nur, daß diese ,,Phänomene" 
in der eigenen theoretischen Konzeption keinen Platz haben - dieses Konzept also 
das nicht einlöst, was es eigentlich zu erklären vorgibt: den ,,.Stalinismus". 
Schärfer noch tritt diese Problematik hervor, wenn man in Betracht zieht, daß 
der Umschwung zum Terror als System nicht 1931, als auf dem Land wie in der In-
dustrie chaotische Zustände herrschten, vo~lzogen wurde, sondern 1934 (mit der Er: 
mordung Kirovs im Dezember dieses Jahres), als die schlimmsten ökonomischen 
Wunden der forcierten Industrialisierung und vor allem der Zwangskollektivierung 
zu verheilen begannen, als sich zwischen Fachintelligenz und Partei ein neuer status 
quo etabliert zu haben schien und als sich die politische Atmosphäre im Land ent-
spannte. Schon diese Tatsachen-Feststellung reicht im übrigen aus, um die „Erklä-
rung" dieses Umschwungs aus der Machtgier einer kleinen Clique von Spitzenfunk-
tionären um Stalin und Jagoda ( 6 3) als äußerst fragwürdig erscheinen zu lassen: 
Wird dabe.i doch aus einer (psychischen) Konstante Veränderung abgeleitet, wäh-
rend die ,,Zusatzbedingungen" - ein partieller innergesellschaftlicher Entspannungs-
prozeß - gerade in eine Richtung wirkten, die einer weiteren ,,.Stalinisierung" der 
Gesellschaft widersprochen hätten. Begrenzte Bedeutung kommt dieser Erklärung 
trotzdem insofern zu, als die „stalinsche Führung" gerade in dieser Situation fürch-
ten mußte, von der letzten noch in der Partei verbliebenen Fraktion, den „Stalini-
sten" selbst, für den Bruch mit der Bauernschaft zur Verantwortung gezogen zu 
werden. Für eine solche Entwicklung gab es verschiedene Indizien: Auf dem 17. Par-
teitag, Anfang 1934, wäre Stalin mit hoher Wahrscheinlichkeit fast aus dem Zentral-
60 Zur „Jeshowschtschina" vgL Kap. VI von R. Medwedews, ,,Die Wahrheit ist unsere Stär-
ke", Frankfurt/M. 1973. 
61 Vgl. Sh. A. Medwedew, ,,Der Fall Lyssenko. Eine Wissenschaft kapituliert", München 
1974; D. Lecourt, ,,Proletarische Wissenschaft? Der ,Fall Lyssenko' und der Lyssenkis-
mus", Westberlin 1976. Lecourt's Buch ist ein über den „Fall Lyssenko" hinausgehen-
der, wichtiger Beitrag zur theoretischen Diskussion des „Stalinismus". 
62 Vgl. Bahro, a.a.O., S. 106,120, 136. 
63 Vgl. etwa R. A. Medwedew, ,,New Pages from the Political Biography of Stalin", a.a.O., 
S. 220 
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komitee abgewählt worden ( 64), innerhalb der politischen Führung selbst gab .es ei-
ne starke Fraktion um Kirov (und Ordzonikidze (65)), die eine gewisse Liberalisie-
rung der politischen Verhältnisse forderte (66). Um über. eine auf der Ebene rein 
taktischer Überlegungen verbleibende Interpretation dieses Konflikts hinauszugehen, 
ist es notwendig, sich die Rahmenbedingungen einer solchen alternativen Politik zu 
vergegenwärtigen. Dabei scheint mir grundlegend, daß immerhin die Möglichkeit be-
stand, daß ein politischer Liberalisierungsprozeß eine Eigendynamik entwickeln 
würde, die die gesamte politische Bürokratie (und in geringerem Maße sogar die 
Fachiritelligenz) zu gefährden drohte. Dabei hätte sie sich in noch viel geringerem 
Maße aJs gegen Ende des „Kriegskommunismus" darauf verlassen können, daß in 
einem offenen Konflikt zwischen „Stadt" und „Land" die Arbeiterschaft auf ihrer 
Seite stehen würde: Es hatte sich sowohl das Verhältnis zwischen Arbeiterklasse 
und Partei geändert, wie auch zwischen Arbeitern und Bauern, da mit der enormen 
Expansion der Arbeiterschaft durch den Zustrom bäuerlicher Elemente neuerlich 
eine direkte Verbindung zwischen beiden Klassen hergestellt war. ln einem offenen 
Kampf mit den Bauern und Teilen der Arbeiterschaft aber wäre es für die Bürokra-
tie wahrscheinlich nicht nur um den Erhalt ihrer Privilegien, sondern um ihre sozial-
strukturelle Existenz gegangen. Daß eine solche Entwicklung möglich schien ( ohne 
ihre Notwendigkeit hier postulieren zu wollen), mußte sich auf die politische Klar-
heit und Konsequenz der Vertreter einer liberaleren Linie lähmend auswirken ( 6 7). 
Ist damit - meines Erachtens - der wesentliche Grund benannt, warum sich, 
obwohl es Ansätze dazu gab, keine Alternative in der politischen Führung in offener 
Auseinandersetzung durchzusetzen versuchte, so kam in dieser Beziehung die spezi-
fische Struktur des smtjetischen politischen Systems hinzu: Durch die Monopofüie-
rung ideeller gesellschaftlicher Synthesis in der Führung einer Partei war jede von 
dort aus formulierte alternative Position eine Bedrohung für die Integration des Ge-
samtsystems, barg jeder offene politische Bruch in dieser Führung die Möglichkeit 
in sich, zum Katalysator einer gesamtgesellschaftlichen Frontenbildung zu werden. 
In besonders hohem Maß gilt dies für das Verhältnis zwischen Partei und Fachintel-
ligenz. 
Dieses Verhältnis war für die Jahre nach 1931 als eine Art Abgrenzung von 
Einflußsphären und Kompetenzen bei Aufrechterhaltung der politischen Dominanz 
der Partei beschrieben worden. Die Orientierung der Parteipolitik in dieser Hinsicht 
faßte Stalin 1931 in der Formel zusammen: ,,Die Technik entscheidet in der Rekon-
64 Vgl. R. A. Medwedew, ,,Die Wahrheit ist unsere Stärke ... ", a.a.O., S. 176 f.; B. Lewytz-
kyj, a.a.O., S. 96 f. 
65 Vgl. Bales, a.a.O., S. 174 ff. 
66 Vgl. auch M. McAuley, ,,Politics and the Soviet Union", Harmondsworth 1977, ß. 122; 
L. Schapiro, ,,Die Geschichte der Kommunistischen Partei der So~etunion", Frankfurt/ 
M. 1962, S. 419 ff.; R. V. Daniels, a.a.O., S. 381 f. 
67 Stalin pokerte relativ offen mit dieser Furcht. Jedenfalls würde ich seine folgend wieder-
gegebene Äußerung vor dem Zentralkomitee der Partei im Januar 1933 so interpretieren: 
,,Nur Feinde der Partei können sagen, man kann Stalin ablösen, ohne daß was passiert." 
Zit. n. ,,Vsesojuznoe sovescanie istorikov", Moskva 1964, S. 291, zit. n. Medwedew, 
a.a.O., S. 176. 
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struktionsperiode alles." ( 68). Es erwies sich jedoch in den folgenden Jahren, daß 
die Dominanz technischer Rationalität in den industriellen Strukturen ( die sich 
auch über betrieblich fortsetzte) angesichts des niedrigen ,Qualifikations- und Kultur-
niveaus der Arbeiterschaft wie der Kader und eingespannt in die voluntaristische 
Teleologie der Parteiführung auch aus ökonomischer Sicht zu keiner Optimierung 
der Produktion führte. Damit stand die Entscheidung an, ob auf dem Wege einer 
Dezentralisierung des Verwaltungssystems ökonomischer Rationalität als Bezugs-
rahmen technischer Rationalität größerer Spielraum gewährt werden sollte. Mit in 
Betracht zu ziehen ist dabei, daß das soziale Gewicht der Fachintelligenz während 
des 1. Fünfjahrplans erheblich zugenommen hatte, Folge ihrer quantitativen Expan-
sion wie der Leitungsstruktur der Industriebetriebe, und sie auch politisch an Be-
deutung gewonnen hatte, da die „neue lntelligencija" gesellschaftlich erheblich we-
niger leicht zu kontrollieren war als die „bürgerlichen Spezialisten" (die nun eine 
Minorität bildeten), da Teile von ihr nun in der Partei organisiert waren und da sich 
die ,,Partei-Rationalität" während des 1. Fünfjahrplans gründlich diskreditiert hat-
te. Daß es sich hierbei nicht nur um eine „objektivistische Spekulation" handelt, 
sondern um eine reale Gefährdung des Dominanzanspruchs der Partei, wird daran 
deutlich, daß Gorkij, Bucharin und 1. P. Pavlov in den Jahren 1933/34 Pläne für 
eine Partei der lntelligencija (wenn auch nur als 2,Korrektiv" zur Regierungspolitik) 
schmiedeten (69). D.h. daß das „stalinistische" System des institutionalisierten Ter-
rors und der politischen Despotie auch als Versuch zu interpretieren ist, den Domi-
nanzanspruch der Gesamtpartei zu wahren - und zwar gerade dort, wo er mit öko-
nomischer Rationalität und Wachstumspolitik nicht mehr zu legitimieren war. 
Wenn dies richtig ist und die Stalin-Clique somit die lnteressett der Gesamt-
partei gegen die der Gesamtbürokratie vertreten hätte, fragt sich natürlich, warum 
das erste Objekt des Terrors die Partei selbst war. Primär scheint mir dabei, daß die 
Partei durch den Bruch mit der Arbeiterklasse gleichsam in der Luft schwebte. Da-
durch hatte sie aber auch im innerbürokratischen Flügelkampf an sozialem Gewicht 
verloren - die „Stalinisierung" der Partei bedeutete den Versuch, dies durch Orga-
nisation und „Geschlossenheit" wettzumachen und zugleich zu verhindern, daß das 
Eindringen der Fachintelligenz in die Partei zu einer Reproduktion der innerbüro-
kratischen Kämpfe in der innerparteilichen Willensbildung führte. Es scheint mir 
außerordentlich charakteristisch, daß gerade die kommunistischen Wirtschaftler 
Hauptobjekte der ersten Welle der „Jeshowschtschina", Ende 1936 bis Anfang 1938, 
waren (70). Es handelte sich aber nicht nur um den Versuch, die Artikulation be-
stimmter gesellschaftlicher Interessen und eines anderen Rationalitäts-Typus in der 
68 Stalin, Werke XIII, Berlin 1950, S. 38. 
69 So die Schilderung B. Nikolaevskijs über ein Gespräch mit Bucharin in Paris 1936, in: 
J. E. Zagoria (ed.), ,,Power and the Soviet Elite. ,The Letter of an Old Bolshevik' and 
other Essays by Boris I. Nicolaevsky", London 1966, S. 14 ff. 
70 Vgl. B. Lewytzkyj, a.a.O., S: 128; Medwedew, a.a.O., S. 248 - 256. Azrael, der unter 
,,Roten Direktoren" alle kommunistischen Wirtschaftler versteht, schreibt: ,, ... the fate, 
that overtook the red directors. That fate was mass liquidation in the Great Purge." A.a.O., 
S. 98; vgl. auch Bales, a.a.O., S. 282 f. 
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Partei im Keim zu ersticken, sondern die Partei zugleich in ein Instrument zu.verwan-
deln, das gegenüber alternativem Denken überhaupt immun war, lemunfähig, und des-
halb in der Lage, die an der SpitzeentwickelteSyntheseundPerspektiveeinheitlichund 
rücksichtslos durchzusetzen. D.h. der Parteitypus selbst sollte umdefiniert werden. 
Um auf eine bereits zitierte Weber'sche Argumentation zurückzukommen: Es ging 
der Stalin-Führung darum, einen Apparat von Menschen zu schaffen, die nicht „aus 
Liebe zur Sache", d.h. der Arbeiterklasse und dem Aufbau des Sozialismus als den 
zentralen Bezugspunkten, sondern aus „Treue zur Institution" ihren Dienst verrich-
teten. Dafür aber waren große Teile der Partei noch zu Beginn der 30er Jahre unge-
eignet: zu den Qualitäten eines guten Parteimitglieds gehörte damals noch ein gewis-
ser gesellschaftlicher Überblick, Initiative, die Bereitschaft ein Risiko einzugehen 
und auch eine gewisse Lernfähigkeit gegenüber dem eigenen sozialen Umfeld. Gera-
de Parteimitglieder, die diese Qualitäten hatten, wurden in der „großen Säuberung" 
liquidiert: Das begann bei den ehemals führenden Köpfen der „Linken Opposition" 
und endete damit, daß bei den im September 1937 einsetzenden Massenverhaftun-
gen von Bauern primär nicht gegen das Regime eingestellte Elemente ( die es dort ge-
wiß in großer Anzahl gab), sondern „bewußte Vorkämpfer" der „sozialistischen Um-
gestaltung des Dorfes" sistiert und in die Zwangsarbeitslager verschickt wurden (71 ). 
Die Geschichte der KPdSU als ehemaliger Arbeiterpartei wurde damit zugleich liqui-
diert und aufgehoben: Liquidiert, weil gerade die Kader ermordet wurden, die auf~ 
grund ihrer 1ndividualgeschichte eine Verbindung zur Arbeiterbewegung hatten 
oder die auch nur aufgrund ihres selbständigen Denkens potentiell andere als büro-
kratische Interessen rezipieren und artikulieren konnten - aufgehoben, weil die to-
tale Ausrichtung des Denkens auf den „Parteiführer" Stalin verbunden war mit der 
Mystifikation, daß in seiner Person und in seinen Parolen die „objektiven Interessen 
der Arbeiterklasse" unmittelbar zur Geltung kämen. Der Mechanismus, der sich da-
bei im Denken abspielte, wird aus dem folgenden Dialog zwischen dem seit 1936 in-
haftierten bsterreichischen Kommunisten A. Weissberg-Cybulsky und einem ehema-
ligen Linksoppositionellen, späterem Polizeispitzel und überzeugten Kommunisten 
in einem ukrainischen Gefängnis im Jahr 1937 deutlich. Der Spitzel, Roshanskij, 
war selbst ein Opfer des Terrors. 
Roshanskij: ,,Es ist wie eine Naturkatastrophe, ein Wirbelsturm, der durch das Land geht. Fra-
gen Sie den Orkan, woher er kommt, wohin er geht? Gibt er Ihnen eine Antwort? Nein, Sie 
ducken sich nur, um nicht zerschmettert zu werden. Die großen starken Bäume, die werden ent-
wurzelt und zerbrochen, aber das Gras überlebt den Sturm. Die Halme beugen sich und stehen 
dann wieder auf. Ich rate Ihnen, sich zu beugen." 
Weissberg: ,,Ja, aber wem dient dieser Orkan?" 
Roshanskij: ,,Das wissen wir nicht. Wir können nur hoffen, daß der Mann an der Spitze das Ziel 
.sieht. Vielleicht werden wir alle es einmal sehen, wenn wir nicht vorher zugrunde gegangen sind. 
Ich glaube, es ist unsere Pflicht, uns zu unterwerfen. Die Pflicht gegen die Bewegung und die 
Pflicht gegen uns selbst." 
71 A. Weissberg-Cybulski, ,,Hexensabbat", Frankfurt/M. 1977, S. 256. Diese Aussage ist 
selbstverständlich nur mit Vorbehalten zu verallgemeinern, da sie nur auf den Gefängnis-
Erfahrungen eines Zeugen, der allerdings Mitgefangener von Hunderten von Bauern war, 
basiert. 
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Weissberg: ,,Warum gegen uns'? Sollen wir uns entehren um eines Zieles willen, das wir nicht 
kennen?" 
Roshanskij: ,,Alexander Semjonowitsch, Sie kämpfen für die Ehre der Montur, Sie sind mit 
Vorstellungen in unser Land gekommen, die in unsere Zeit nicht passen. So konnte ein Ferdi-
nand Lassalle handeln, der sich von einem rumänischen Bojaren niederschießen läßt,um die Eh-
re einer aristokratischen Dirne zu retten. Wir kennen den Begriff der bürgerlichen Offiziersehre 
nicht. Wir kennen nur den Zweck, das Endziel." 
Weissberg: ,,Aber gerade dieses Endziel sehen Sie doch nicht." 
Roshanskij: ,,Wir haben es an einer Wegbiegung aus den Augen verloren, aber Stalin weiß, wo es 
liegt. Bei der nächsten Wendung des Weges werden wir es wieder erblicken." (72) 
Die Rationalität des Terrors, durch den potentiell jeder Gefahr lief, aufgrund der 
absurdesten Denunziationen inhaftiert und umgebracht zu werden, wird an Roshans-
kijs Argumentation· ansatzweise deutlich: Die völlige Atomisierung der Bevölkerung 
bis hin zur Sprachlosigkeit schuf auf ideologischer Basis eine neue Form der Synthe-
sis, die sich in Stalin als gottähnlicher Despot verkörperte. Damit war der ideologi-
sche „Stalinismus" als Bezµgsrahmen höherer Ordnung gesetzt - kodifiziert in Sta-
lins Schrift „über dialektischen und historischen Materialismus" (73) - , demgegen-
über Gründe, die sich aus anderen Rationalitäten (seien sie wissenschaftlicher, öko-
nomischer oder humanistischer Natur) ableiteten, keine Geltung hatten. Da auf die-
se anderen Rationalitäten selbstverständlich nicht verzichtet werden konnte, das 
ideologische System des ,,Stalinismus" ihnen aber fremd und zum großen Teil wi-
dersprüchlich gegenüber stand, war damit zugleich ein permanenter Widerspruch ge-
setzt, der nicht aufzuheben war (so wenig wie die gesellschftliche Arbeitsteilung in 
Parteifunktionäre, Wirtschaftler, Wissenschaftler, Arbeiter, Bauern etc.) und der 
deshalb für die Organisatoren des gesellschaftlichen Zusammenhalts nur durch Lern-
unfähigkeit und Gewalt unterdrückt werden könnte, in anderen gesellschaftlichen 
Bereichen aber in einen halblegaleri Zustand verdrängt wurde. 
Die Frage nach dem ,,Subjekt des Terrors" erweist sich vor diesem Hinter-
grund dann als verkürzt, wenn ihr ein Vorverständnis des Terrors als „Instrument" 
einer bestimmten sozialen Schicht oder Gruppe gegen andere Elemente der Bürokra-
tie zugrunde liegt. Obwohl sich ein aktiver Kernbereich terroristischer Maßnahmen 
um die Parteispitze und die „Sicherheitsorgane" wohl lokalisieren läßt, ist damit das 
wesentliche noch nicht getroffen: Daß nach der Ausschaltung der Partei als integrie-
rende und synthetisierende politische Institution der Terror zu einer Art „Ersatz-
Kommunikation" wurde, Institution sozialen und politischen Ausgleichs in einer 
Phase erheblicher gesellschaftlicher Kräfteverschiebungen, denen es an unmitt~lba-
rer politischer Artikulationsmöglichkeit gebrach. Wäre der Terror, der eben nicht 
,,nur" in staatlicher Repression besta[).d, sondern in allseitiger Bespitzelung, Denun-
ziation und stillschweigendem ,,Mit-Machen", demnach als Kommunikatonsform 
einer entpolitisierten und sprachlos gewordenen bürokratischen Klasse zu verstehen, 
so löste sich das Paradoxon, daß nicht nur die Revolution, sondern selbst die Kon-
terrevolution „ihre Kinder fraß", auf: an dieser „Sprach.Gemeinschaft" hatten in 
72 A.a.0., S. 173 f. 
73 J. Stalin, ,,Über dialektischen und historischen Materialismus" (September 1938), in: 
ders., ,,Fragen des Leninismus", Berlin (DDR) 1951, S. 647 -0 649. 
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der Tat (fast) alle Teil, die sich im sozialen Interessenkampf befanden, waren des-
halb (fast) alle zugleich Täter und Opfer (wer aber nicht „mitspielte", fand sich 
sehr bald im „Lager" wieder). 
IV 
Dieser Aufsatz stellt den Versuch dar, die Entwicklung hin zum Stalinismus von 
einem bestimmten Begriff der Bürokratie (als Doppelstruktur von Fachintelligenz 
und Partei-Teleologen) und von der Bestimmung der Gesamtbürokratie als notwen-
dig verselbständigte Organisation des „Allgemeininteresses" (also: besonderes Inter-
esse ,,in Form der Allgemeinheit") her zu interpretieren. Dabei ging es nicht dar-
um, eine „Theorie des Stalinismus" vorzustellen, an die berechtigterweise der An-
spruch zu richten wäre, daß sie alle Aspekte der „stalinistischen Gesellschaft" er-
faßt oder daß sie sich zumindrst systematisch aus ihr entwickeln ließen. Das Ziel 
war vielmehr, einen zentralen soziopolitischen Aspekt und bestimmte - auch von 
anderen theoretischen Ansätzen her als relevant anerkannte - ,,Bruchpunkte" der 
Entwicklung in gesamtgesellschaftlicher Perspektive zu interpretieren (74). Der Ver-
such, strukturelle Ursachen der Realeritwicklung zu benennen, bedeutet selbstver-
ständlich nicht, die jeweiligen Entscheidungen als die historisch einzig möglichen 
darzustellen. An verschiedenen Entwicklungsschritten wurde vielmehr deutlich, daß 
Alternativen denkbar (und sei es nur im Sinne der Fortsetzung der zuvor verfolgten 
Politik) waren: bei der „Getreidekrise" 1928, beim Übergang zur „forcierten Indu-
strialisierung" 1929, bei der Kehrtwendung 1931, in der relativ offenen Situation 
1934. Von der systematischen Argumentation her ist - die historische Unvermeid-
lichkeit der Kombination Fachintelligenz/Partei-Teleologen als innerbürokratische 
Arbeitsteilung und der Bürokratie selbst vorausgesetzt - festzustellen, daß die 
„reelle Subsumtion" der gesellschaftlichen Teilsektoren, schließlich des Denkens 
selbst unter die ,,Führung der Partei" und der Repressionsorgane nur eine denkbare 
Form des Interessenausgleichs und der Setzung gesellschaftlicher Entwicklungsziele 
war. Mit der Liquidation der „alten Bolschewiki", die noch im gesamt bürokratischen 
Interesse war, war die Verbindung der Partei zur Arbeiterklasse gekappt. Damit hat-
te sich die Partei endgültig auf den Boden der Bürokratie gestellt. Daß an die Stelle 
des politischen Diskurses der Terror trat, daß mit ,,Diamat" und Stalin-Kult versucht 
wurde, den ideellen Zusammenhang der Gesamtgesellschaft aufrechtzuerhalten und 
dies in der Form der Dominanz einer politischen Führung, die sich gegen die Konse-
quenzen ihrer sozialen Einbindung in eine Klasse wehrte, deren einzelne Sektoren 
ihrer funktionsspezifischen Orientierung nach dem Dominanzanspruch der Partei 
74 Andere theoretische Ansätze wie etwa die „asiatische Konzeption" (Dutschke) habe ich 
bewußt beiseite gelassen: Soll diese Konzeption mehr als analogischen Charakter tragen, 
so gilt es zuerst Sozialstruktur und Entwicklungslogik des Stalinismus zu bestimmen, um 
von daher die Bedeutung nicht einer angeblichen „Kontinuität", sondern von Anknüp-
fungselementen an die „zaristische" Vergangenheit aufzeigen zu können (daß es diese 
Elemente gab, ist - gerade in kultureller Hinsicht - unbestreitbar). 
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äußerlich gegenüberstanden, konnte nur eine Übergangserscheinung sein. Dieses in-
stabile System von Ressortegoismus, sklavischer Unterordnung und allseitigem Miß-
trauen, das durch die Vernichtung der politischen Vermittlungsinstanzen entstan-
den war, konnte nicht von Dauer sein. Daß es allerdings gerade die Partei und nicht 
irgendeine Fachbürokratie (und auch nicht der Repressionsapparat unter Berija) war, 
die sich nach dem Ende des gemeinsamen Bezugspunkts wieder als synthetisierende 
Instanz etablierte, verweist auf die fortdauernde innere Widersprüchlichkeit unmit-
telbarer bürokratischer Herrschaft. 
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